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BMF: Referentenentwurf eines Einkommensteuerreformgesetzes 2027 

Am 01.07.2026 hatte der Koalitionsausschuss der schwarz-roten Bundesregierung ein „Programm 

für Aufschwung und Beschäftigung“ beschlossen, das ein 34 Punkte starkes Reformpaket zur Ent-

lastung von Bürgern, zur Flexibilisierung des Arbeitsmarktes und zum Bürokratieabbau umfasst. 

Bei der Einkommensteuer verständigten sich die Spitzen von CDU, CSU und SPD unter Bundes-

kanzler Friedrich Merz nach monatelangen Verhandlungen auf ein jährliches Entlastungsvolumen 

von rund zehn Milliarden Euro. Hiervon ist allerdings rund ein Drittel verfassungsrechtlich geboten 

gewesen, um das Existenzminimum von Geringverdienern durch eine Anhebung des Grundfreibe-

trags zu sichern (vgl. TAX WEEKLY # 21/2026).  

Anfang August hatte dann die geleakte Version des Referentenentwurfs eines Einkommensteuer-

reformgesetzes 2027 aus der Frühkoordinierung für Unruhe gesorgt (vgl. TAX WEEKLY 

# 25/2026). Die Union war mit diesem Entwurf, der einige nicht abgestimmte weitere steuerliche 

Maßnahmen zur Gegenfinanzierung enthielt, nicht zufrieden und rief das Bundeskanzleramt auf 

den Plan. 

Am 18.08.2026 hat das BMF nun den offiziellen Referentenentwurf eines Einkommensteuerreform-

gesetzes 2027 veröffentlicht. Die politisch nicht abgesprochenen neuen Gegenfinanzierungs-

punkte enthält dieser Referentenentwurf nun nicht mehr. 

Laut Gesetzesbegründung soll das Steuerentlastungs- und Reformgesetz 2027 langfristig das Ar-

beitskräfte- und Wachstumspotenzial stärken. Durch höhere Grund- und Kinderfreibeträge, die 

Anhebung des Kindergeldes sowie einen höheren Reichensteuersatz als Gegenfinanzierung sollen 

sowohl Wachstumsimpulse gesetzt als auch dem Gerechtigkeitsaspekt Rechnung getragen wer-

den. Die strukturelle Zukunftsorientierung erfordere auch dementsprechende Fiskalregeln und ei-

nen besonderen Zerlegungsmaßstab für Rechenzentren, der den Zielen der Rechenzentrumsstra-

tegie der Bundesregierung – insbesondere der Stärkung der digitalen Souveränität und Wettbe-

werbsfähigkeit Deutschlands – Rechnung trägt. 

Die vorgesehenen steuerlichen Entlastungsmaßnahmen sollen die verfügbaren Einkommen stär-

ken. Durch die Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags werde zudem ein Beitrag zum Büro-

kratieabbau geleistet. Subventionen werden mit Augenmaß abgebaut. Daher werde die steuerli-

che Absetzbarkeit der abzugsfähigen Aufwendungen für Handwerkerleistungen von 20 Prozent 

auf 15 Prozent und der Höchstbetrag von 1.200 Euro auf 900 Euro reduziert. 

Gleichzeitig gelte es, Arbeitsanreize gezielt zu setzen, daher werden die maximal zulässigen Stun-

denlöhne bei steuerlich begünstigten Sonn- und Feiertagszuschlägen angehoben. 

Inhaltlich hervorzuheben sind laut Gesetzentwurf insbesondere folgende steuerliche Regelungen 

bzw. Regelungsbereiche: 

› Umsetzung der Reformbestrebungen beim Einkommensteuertarif, einschließlich Freistellung des 

Existenzminimums von Erwachsenen und Kindern etc. (§§ 32, 32a, 39b EStG-E): 

 Anhebung des Grundfreibetrags um 216 Euro von 12.348 Euro auf 12.564 Euro ab 01.01.2027 

und weitere Anhebung um 336 Euro von 12.564 Euro auf 12.900 Euro ab 01.01.2028 (§ 32a 

EStG-E). 

 Abklappen der 2. Progressionszone bis 70.600 Euro ab 01.01.2027 (§ 32a EStG-E). 

 Vorziehen der Reichensteuer von 277.826 Euro auf 250.000 Euro mit 45 % sowie Einführung ei-

ner 2. Reichensteuer mit 47 % ab 280.000 Euro ab 01.01.2027 (§ 32a EStG-E). 
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Anhebung der Freibeträge für Kinder um 300 Euro von 9.756 Euro auf 10.056 Euro ab 

01.01.2027 und Anhebung um weitere 180 Euro von 10.056 Euro auf 10.236 Euro ab 01.01.2028 

(§ 32 EStG-E).

› Anhebung des Höchstbetrags bei steuerlich begünstigten Sonn- und Feiertagszuschlägen von

50 Euro auf 75 Euro ab 01.01.2027 (§ 3b Abs. 2 Satz 1 EStG-E).

› Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags um 200 Euro von 1.230 Euro auf 1.430 Euro ab

01.01.2027 (§ 9a Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a EStG).

› Anhebung des Kindergeldes ab Januar 2027 von 259 Euro auf 267 Euro monatlich sowie Anhe-

bung des Kindergeldes ab Januar 2028 auf 272 Euro monatlich (§ 66 EStG-E und § 6 BKGG-E).

› Absenkung des Prozentsatzes der abzugsfähigen Aufwendungen (von 20 Prozent auf 15 Prozent)

und des Höchstbetrages der Steuerermäßigung (von 1.200 Euro auf 900 Euro) für Handwerker-

leistungen (§ 35a Abs. 3 Satz 1 EStG-E).

› Anhebung der einheitlichen Pauschsteuer bei sog. Mini-Jobs von 2 Prozent auf 5 Prozent (§ 40a

Abs. 2 EStG-E).

› Einführung eines besonderen gewerbesteuerlichen Zerlegungsmaßstabes für Betreiber von Re-

chenzentren (§ 29 Abs. 1 Nr. 4 GewStG-E).

Im Vergleich zur geleakten Vorversion des Referentenentwurfs wurden die folgenden steuerli-

chen Regelungen bzw. Regelungsbereiche wieder herausgenommen und sind somit nun nicht 

mehr im Referentenentwurf enthalten: 

› Streichung des Freibetrags für Belegschaftsrabatte ab 01.01.2027 (§ 8 Abs. 3 EStG-E).

› Streichung des Sonderausgabenabzugs für sonstige Vorsorgeaufwendungen ab 01.01.2027

(§ 10 Abs. 1 Nr. 3a EStG-E).

› Streichung des Freibetrags für Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesell-

schaften und des Freibetrags für Gewinne aus Betriebsveräußerungen und -aufgaben ab

01.01.2027 (§ 14 Abs. 1 Satz 2, § 16 Abs. 4, § 17 Abs. 3 und § 18 Abs. 3 Satz 2 EStG-E).

› Änderung des Freibetrags für steuerpflichtige Körperschaften, Personenvereinigungen oder Ver-

mögensmassen von 5.000 Euro in eine Freigrenze von 1.000 Euro (§ 24 KStG-E, § 11 GewStG-E).

Der offizielle Referentenentwurf entspricht nun zumindest der am 01.07.2026 im Koalitionsaus-

schuss gefundenen politischen Einigung. Davon unabhängig bleibt der Kritikpunkt bestehen, dass 

die Steuersenkungen nicht mal die sog. kalte Progression ausgleichen.  

Dem Vernehmen nach ist geplant, in der Sitzung des Bundeskabinetts am 02.09.2026 den Regie-

rungsentwurf des Gesetzes zu beschließen. 

BMF: Bekanntgabe von Steuerverwaltungsakten durch Bereitstellung zum Datenabruf ab dem 

01.01.2026; Rechtsfragen betreffend die Anwendung der Neufassung von § 122a AO 

Am 01.01.2026 ist § 122a AO in der gem. Art. 3 Nr. 3 i.V.m. Art. 74 Abs. 10 des Vierten Bürokratie-

entlastungsgesetzes vom 23.10.2024 in Kraft getreten, wodurch sich zahlreiche Änderungen in 

Bezug auf die Bekanntgabe von Verwaltungsakten mittels Bereitstellung zum Datenabruf (im Wei-

teren „elektronische Bekanntgabe“) ergeben. Ergänzend hierzu wurde im Rahmen des Gesetzes 

zur Anpassung des Mindeststeuergesetzes und zur Umsetzung weiterer Maßnahmen vom 
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22.12.2025 geregelt, dass § 122a Abs. 1 Satz 2 AO n.F. erst auf Verwaltungsakte anzuwenden ist, 

die nach dem 31.12.2026 bekanntgegeben werden (vgl. Art. 97 § 28 Abs. 2 EGAO). Mit BMF-

Schreiben vom 13.08.2026 hat sich nun die Finanzverwaltung hierzu geäußert. 

Die gesetzlichen Änderungen betreffen zuvorderst die folgenden drei Punkte:  

› Wegfall des Einwilligungserfordernisses (§ 122a Abs. 1 Satz 2 AO). 

› Anwendung von § 122a Abs. 1 Satz 2 AO erst ab dem 01.01.2027. 

› Beginn der 4-Tages-Frist zur Bekanntgabevermutung mit Bereitstellung des Verwaltungsaktes 

zum Abruf (Benachrichtigung künftig nur Hinweisfunktion). 

Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder soll nun bei Anwendung der Neu-

regelungen betreffend die elektronische Bekanntgabe von Steuerverwaltungsakten durch Lan-

desfinanzbehörden im Auftrag des Bundes ab dem 01.01.2026 in allen offenen Fällen im Übrigen 

Folgendes gelten:  

Elektronische Bekanntgabe ab dem 01.01. 2026 (Tz. 1) 

Für das Jahr 2026 ändert sich die bestehende Vorgehensweise bei der Bekanntgabe von Verwal-

tungsakten (Steuerbescheide etc.) nicht. Verwaltungsakte werden im Jahr 2026 nur dann elektro-

nisch bekanntgegeben, wenn zuvor im ELSTER-Benutzerkonto aktiv in die elektronische Bekannt-

gabe oder bei Vollmachtnehmern mit elektronischer Vollmacht aktiv für die jeweilige Vollmacht in 

die elektronische Bekanntgabe eingewilligt wurde. Die Möglichkeit der Einwilligung steht also 

auch in 2026 weiterhin zur Verfügung und die Finanzverwaltung berücksichtigt dies.  

In allen übrigen Fällen erfolgt die Bekanntgabe der Verwaltungsakte im Jahr 2026 weiterhin pos-

talisch.  

Elektronische Bekanntgabe ab dem 01.01.2027 (Tz. 2) 

Nach der neuen Fassung des § 122a AO ist für die elektronische Bekanntgabe von Verwaltungsak-

ten ab dem 01.01.2027 keine ausdrückliche Einwilligung mehr notwendig. Damit wird der elektro-

nische Steuerbescheid zum Regelfall, solange kein Antrag auf postalische Bekanntgabe gestellt 

wird. Die postalische Bekanntgabe wird zur Ausnahme. 

Bei Steuerpflichtigen ohne bereitgestelltes aktives ELSTER-Nutzerkonto sowie Vollmachtnehmern, 

die ihre Empfangsvollmacht noch nicht in elektronischer Form (zum Beispiel über die Kammervoll-

machtsdatenbank oder über die Vollmachtdatenbank der Steuerverwaltung (erreichbar über Mein 

ELSTER oder die ERiC-Schnittstelle)) übermitteln, erfolgt in 2027 weiterhin eine postalische Be-

kanntgabe. Dies gilt auch dann, wenn kein Antrag auf postalische Bekanntgabe gestellt wurde. 

Weitere Inhalte des BMF-Schreibens (Tz. 4 bis 8) 

Darüber hinaus äußert sich die Finanzverwaltung in dem BMF-Schreiben (dort Tz. 3 und 4) ausführ-

lich zu Voraussetzungen und Wirkung von erstmals für Bekanntgaben ab dem 01.01.2027 erfor-

derlichen Anträgen auf postalische Bekanntgabe. 

Weiterhin werden in dem BMF-Schreiben die Themen „Verwaltung von Steuernummern unter 

ELSTER“ (Tz. 5), „Kein Anspruch auf elektronische Bekanntgabe“ (Tz. 6), „Elektronische Bekannt-

gabe trotz Antrag auf postalische Bekanntgabe nach § 122a Abs. 2 AO“ (Tz. 7) und „Neufassung 

des AEAO zu § 122a“ (Tz. 8) behandelt. 
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BFH: Erbfallkostenpauschale bei Vermächtnis; keine Kürzung der Erbfallkostenpauschale für den 

einzigen in Deutschland persönlich steuerpflichtigen Erwerber 

Den Pauschbetrag für Erbfallkosten nach § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 ErbStG können auch Vermächt-

nisnehmer in Anspruch nehmen. Der Pauschbetrag für einen Vermächtnisnehmer ist nicht zu kür-

zen, wenn der Erwerb der übrigen Erben nicht der deutschen Besteuerung unterliegt. Dies hat 

der BFH mit Urteil vom 17.06.2026 (II R 25/23) entschieden. 

Im Streitfall lebte die Erblasserin in Großbritannien. Sie wurde von ihrem ebenfalls in Großbritan-

nien lebenden Bruder beerbt. Die in Deutschland lebende Klägerin erhielt ein Geldvermächtnis. In 

ihrer Erbschaftsteuererklärung beantragte sie den Abzug des vollen Pauschbetrags für Erbfallkos-

ten in Höhe von damals 10.300 €. Tatsächlich waren ihr im Zusammenhang mit dem Erbfall Kos-

ten in Höhe von nur 13,20 € entstanden. 

Das Finanzamt zog lediglich die tatsächlichen Kosten von dem Erwerb der Klägerin ab. Die Erb-

fallkostenpauschale gewährte es nicht. Die Klage hatte teilweise Erfolg. Das Finanzgericht berück-

sichtigte die Erbfallkostenpauschale anteilig im Verhältnis des Werts des Vermächtnisses zum 

Wert des Nachlasses. Es vertrat die Auffassung, eine Gewährung des vollen Pauschbetrags von 

10.300 € scheide aus, da die Klägerin dadurch übermäßig begünstigt würde. 

Der BFH sah dies anders. Er ging davon aus, dass der einzige nach § 2 ErbStG persönlich steuer-

pflichtige Erwerber den vollen Pauschbetrag abziehen kann. Die Erbfallkostenpauschale dürfen 

nicht nur Erben, sondern auch andere Erwerber wie Vermächtnisnehmer und Pflichtteilsberech-

tigte in Anspruch nehmen. Sie wird aber für jeden Erbfall – unabhängig von der Anzahl der Erwer-

ber – nur einmal gewährt. Sind in einem Erbfall neben einem einzelnen unbeschränkt steuerpflich-

tigen Erwerber weitere Personen vorhanden, deren Erwerb nicht der deutschen Besteuerung un-

terliegt, ist die Pauschale nicht zu kürzen. Vielmehr steht dem unbeschränkt steuerpflichtigen Er-

werber der gesamte Pauschbetrag zu. Eine Kürzung hätte zur Folge, dass der Kürzungsbetrag 

verfällt. Dies sieht das Gesetz jedoch nicht vor. 

 

BFH-Urteil: Abkommensrechtliche Sperrwirkung für formellen Fremdvergleich  

Im Urteil vom 24.06.2026 (I R 57/23) hatte der BFH über die Sperrwirkung des formellen Fremd-

vergleichs bei einer verdeckten Gewinnausschüttung (vGA) nach den Sonderbedingungen für be-

herrschende Gesellschafter und ihnen nahestehende Personen durch Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 

2011 zu entscheiden. 

Im Streitfall gehörte eine GmbH (Klägerin) zu einem in Zypern ansässigen X-Konzern, dessen Mut-

tergesellschaft die X-Ltd. war. Zwischen der X-Ltd. und der Klägerin war die ebenfalls in Zypern 

ansässige Y-Ltd. zwischengeschaltet, die Alleingesellschafterin der Klägerin und eine 100%ige 

Tochtergesellschaft der X-Ltd. war. Die Klägerin erwarb im Jahr 2013 ein Grundstück zum Preis 

von ca. 8 Mio. €. Sie zahlte an die Y-Ltd. einen Betrag von 87.333 € für deren Mitwirkung am Zu-

standekommen des Grundstückskaufvertrags. Eine besondere Beauftragung für die Mitwirkung 

der Y-Ltd. war nicht erteilt worden. Vielmehr war es im X-Konzern üblich, dass die Y-Ltd. als kon-

zerninternes Beratungsunternehmen tätig wurde. Den von der Y-Ltd. in Rechnung gestellten Be-

trag aktivierte die Klägerin als Anschaffungskosten für den Erwerb der Immobilie und verteilte ihn 

auf das Grundstück und das Gebäude. 

Das Finanzamt behandelte die 87.333 € hingegen als vGA und minderte die Aktivierung des 

Grundstücks in dieser Höhe. Der hiergegen erhobenen Klage beim Finanzgericht wurde stattge-

geben. Zwar könne im Grundsatz von einer vGA wegen des Verstoßes gegen den formellen 
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Fremdvergleich ausgegangen werden, da die Tätigkeit der Y-Ltd. nicht im Voraus vereinbart wor-

den, sondern diese ohne Auftrag tätig geworden sei. Die vGA könne jedoch wegen einer Sperr-

wirkung des Art. 9 Abs. 1 des DBA-Zypern 2011 nicht berücksichtigt werden. 

Nunmehr hat der BFH das Urteil aufgehoben und die Sache zur anderweitigen Verhandlung und 

Entscheidung an das Finanzgericht zurückverwiesen. Die Annahme des Finanzgerichts, der for-

melle Fremdvergleich unterliege im Streitfall der Sperrwirkung des Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 

2011, halte einer revisionsrechtlichen Überprüfung nicht stand. Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 

sehe u.a. vor, dass dann, wenn ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar 

an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen Ver-

tragsstaats beteiligt sei und die beiden Unternehmen in ihren kaufmännischen oder finanziellen 

Beziehungen an vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden seien, die von denen abwei-

chen, die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, die Gewinne, die eines 

der Unternehmen ohne diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht 

erzielt habe, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und besteuert werden dürfen.  

Diese Regelung, die mit Art. 9 Abs. 1 des OECD-Musterabkommens (OECD-MustAbk) vergleichbar 

sei, stelle zwar keine eigenständige Rechtsgrundlage für Gewinnkorrekturen dar, eröffne aber den 

"Rahmen" für entsprechende innerstaatliche Vorschriften. Zugleich könne sie grundsätzlich auch 

innerstaatliche Gewinnkorrekturen "sperren", die nicht mit den Maßstäben des "dealing at arm's 

length"-Grundsatzes nach Art. 9 Abs. 1 OECD-MustAbk in Einklang stünden. 

Die Sperrwirkung des Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 hinsichtlich des formellen Fremdvergleichs 

setze voraus, dass es sich um abkommensrechtliche Unternehmen i. S. des Art. 3 Abs. 1 Buchst. f 

und g DBA-Zypern 2011 handele. Rein vermögensverwaltende Tätigkeiten reichten hierfür nicht 

aus. Die nationalen Gewerblichkeitsfiktionen des § 15 Abs. 3 Nr. 2 EStG und des § 8 Abs. 2 KStG 

würden nicht zur Anwendung kommen.  

Das angefochtene Urteil des Finanzgerichts könne anhand der bisherigen tatrichterlichen Feststel-

lungen keinen Bestand haben und sei deshalb aufzuheben. In einem ersten Schritt müsse das Fi-

nanzgericht prüfen, ob tatsächlich keine ausreichend eindeutigen und im Vorhinein vereinbarten 

Regelungen über die Leistungen der Y-Ltd. im Zusammenhang mit dem Grundstückskauf vorge-

legt werden könnten. In einem zweiten Schritt seien tatsächliche Feststellungen erforderlich, ob 

die Klägerin als ein Unternehmen i. S. des Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 zu qualifizieren sei und 

dadurch eine Sperrwirkung für die Anwendung der Sonderbedingungen einer vGA bei beherr-

schenden Gesellschaftern und ihnen nahestehenden Personen eintrete. 
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Alle am 20.08.2026 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzei-

chen 

Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

I R 57/23 24.06.2026 Abkommensrechtliche Sperrwirkung für formellen Fremdvergleich 

II R 25/23 17.06.2026 

Erbfallkostenpauschale bei Vermächtnis; keine Kürzung der Erb-

fallkostenpauschale für den einzigen persönlich steuerpflichtigen 

Erwerber 

II R 7/24 17.06.2026 
Ermittlung des Bodenwerts im Sachwertverfahren für Zwecke der 

Schenkungsteuer 

IV R 14/24 10.06.2026 
Zum Wegfall des Verlustabzugs gemäß § 10a GewStG infolge des 

Todes eines Mitunternehmers 

VI R 26/24 24.06.2026 
Das Taggeld der gesetzlichen Schweizer Unfallversicherung unter-

liegt bei unbeschränkter Steuerpflicht dem Progressionsvorbehalt 

 

Alle am 20.08.2026 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV)  

Aktenzei-

chen 

Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

I R 56/23 24.06.2026 

Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 24.06.2026 I R 

57/23 - Abkommensrechtliche Sperrwirkung für formellen Fremd-

vergleich 

I R 29/22 06.05.2026 
Einkünftekorrekturen bei Teilwertabschreibungen auf Darlehens-

forderungen 

I R 33/23 17.12.2025 

Annahme der privaten Nutzung eines Dienstwagens durch den Al-

lein-Gesellschaftergeschäftsführer auch bei ausdrücklichem Nut-

zungsverbot - Revisionsbegründung bei Geltendmachung einer 

Verletzung von Bundesrecht durch das angefochtene Urteil - Die 

Entscheidung wurde aufgrund einer Anfrage zur Veröffentlichung 

bestimmt 

IV B 15/26 04.08.2026 Zur Vollstreckung eines auf Auskunftserteilung gerichteten Urteils 

V B 26/21 09.11.2021 

Zur Bezeichnung des angefochtenen Verwaltungsakts bei Einle-

gung eines Einspruchs - Die Entscheidung wurde nachträglich auf-

grund einer Anfrage zur Veröffentlichung bestimmt 
 

Alle bis zum 21.08.2026 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort       

IV D 1 - S 0284-

a/00002/011/237 
13.08.2026 

Bekanntgabe von Steuerverwaltungsakten durch Be-

reitstellung zum Datenabruf ab dem 1. Januar 2026; 

Rechtsfragen betreffend die Anwendung der Neufas-

sung von § 122a Abgabenordnung (AO) 

IV C 5 – S 

2533/00123/008/012 
13.08.2026 

Muster für den Ausdruck der elektronischen Lohnsteu-

erbescheinigung für 2027 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610153/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610154/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610155/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610156/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610157/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202650149/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202650150/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202650148/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202650147/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202650146/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2026-08-13-bekanntgabe-von-steuerverwaltungsakten.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2026-08-13-bekanntgabe-von-steuerverwaltungsakten.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2026-08-13-ausdruck-elektr-lstbesch-2027.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2026-08-13-ausdruck-elektr-lstbesch-2027.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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Referentenentwurf 


des Bundesministeriums der Finanzen 


Entwurf eines Einkommensteuerreformgesetzes 2027 


A. Problem und Ziel 


Wir leben in einer Zeit der Veränderung. In Zeiten dynamischer technologischer Entwick-
lungen und des demographischen Wandels gilt es, Wachstumspotentiale zu heben und die 
Arbeit als Lebensgrundlage der Bürgerinnen und Bürger zu sichern. Kriege und sich ver-
schlechternde Handelsbedingungen verstärken das Bedürfnis nach Sicherheit. Deutsch-
land muss dabei auf seinen Stärken aufbauen, und sich zugleich an die aktuellen gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen anpassen. Ziel ist es, zukunftsfä-
hige Reformen steuerpolitisch zu flankieren. 


B. Lösung 


Das vorliegende Gesetz stärkt langfristig das Arbeitskräfte- und Wachstumspotenzial. 
Durch höhere Grund- und Kinderfreibeträge, die Anhebung des Kindergeldes sowie einen 
höheren Reichensteuersatz als Gegenfinanzierung werden sowohl Wachstumsimpulse ge-
setzt als auch dem Gerechtigkeitsaspekt Rechnung getragen. Die strukturelle Zukunftsori-
entierung erfordert auch dementsprechende Fiskalregeln und einen besonderen Zerle-
gungsmaßstab für Rechenzentren, der den Zielen der Rechenzentrumsstrategie der Bun-
desregierung – insbesondere der Stärkung der digitalen Souveränität und Wettbewerbsfä-
higkeit Deutschlands – Rechnung trägt. 


Die im Gesetz vorgesehenen steuerlichen Entlastungsmaßnahmen stärken die verfügbaren 
Einkommen. Durch die Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags wird zudem ein Bei-
trag zum Bürokratieabbau geleistet. Subventionen werden mit Augenmaß abgebaut. Daher 
wird die steuerliche Absetzbarkeit der abzugsfähigen Aufwendungen für Handwerkerleis-
tungen von 20 Prozent auf 15 Prozent und der Höchstbetrag von 1 200 Euro auf 900 Euro 
reduziert.  


Gleichzeitig gilt es, Arbeitsanreize gezielt zu setzen, daher werden die maximal zulässigen 
Stundenlöhne bei steuerlich begünstigten Sonn- und Feiertagszuschlägen angehoben. 


Inhaltlich hervorzuheben sind insbesondere folgende steuerliche Regelungen bzw. Rege-
lungsbereiche: 


– Anhebung des maximal zulässigen Grundlohns bei steuerlich begünstigten Sonn- und 
Feiertagszuschlägen (§ 3b Absatz 2 Satz 1 EStG) 


– Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags (§ 9a Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a 
EStG) 


– Umsetzung der Reformbestrebungen beim Einkommensteuertarif, einschließlich Frei-
stellung des Existenzminimums von Erwachsenen und Kindern etc. (§§ 32, 32a, 39b 
EStG) 
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– Anhebung des Kindergeldes ab Januar 2027 von 259 Euro auf 267 Euro monatlich so-
wie Anhebung des Kindergeldes ab Januar 2028 auf 272 Euro monatlich (§ 66 EStG 
und § 6 BKGG) 


– Absenkung des Prozentsatzes der abzugsfähigen Aufwendungen und des Höchstbe-
trages der Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen (§ 35a Absatz 3 Satz 1 EStG) 


– Anhebung des einheitlichen Pauschsteuersatzes bei sog. Mini-Jobs von 2 Prozent auf 
5 Prozent (§ 40a Absatz 2 EStG) 


– Einführung eines besonderen gewerbesteuerlichen Zerlegungsmaßstabes für Betrei-
ber von Rechenzentren (§ 29 Absatz 1 Nummer 4 GewStG) 


C. Alternativen 


Keine. Der Entwurf enthält sowohl entlastende Maßnahmen, als auch Maßnahmen, die zur 
Gegenfinanzierung der Entlastungen dienen. Insgesamt stellt die Gesamtheit der im Ent-
wurf enthaltenen Regelungen ein ausgewogenes Gleichgewicht zwischen Ent- und Belas-
tungen dar. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


(Steuermehr- und -mindereinnahmen (–) in Mio. Euro) 


Gebietskörper-


schaft 


volle Jahreswirkung1) 


2027 2028 2029 2030 2031 


Insgesamt - 1 550 - 5 605 - 5 545 - 5 470 - 5 360 


Bund - 555 - 2 301 - 2 267 - 2 238 - 2 188 


Länder - 690 - 2 396 - 2 378 - 2 343 - 2 296 


Gemeinden - 305 - 908 - 900 - 889 - 876 


 Kassenjahr 


 2027 2028 2029 2030 2031 


Insgesamt - 4 515 - 6 020 - 5 705 - 5 655 - 5 585 


Bund - 1 910 - 2 504 - 2 343 - 2 321 - 2 293 


Länder - 1 919 - 2 572 - 2 439 - 2 419 - 2 386 


Gemeinden - 686 - 944 - 923 - 915 - 906 


1) Wirkung im Veranlagungsjahr 


E. Erfüllungsaufwand 


E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 


Für die Bürgerinnen und Bürger ändert sich der Erfüllungsaufwand nicht. 
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E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 


Für die Wirtschaft ändert sich der Erfüllungsaufwand nicht. 


E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 


Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands (in Tsd. Euro): -17 180,8 


davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): 0 


davon Sozialversicherung (in Tsd. Euro): 0 


davon auf Landesebene (in Tsd. Euro): -17 180,8 


Einmaliger Erfüllungsaufwand (in Tsd. Euro): 0 


davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): 0 


davon Sozialversicherung (in Tsd. Euro): 0 


davon auf Landesebene (in Tsd. Euro): 0 


davon auf kommunaler Ebene (in Tsd. Euro) 0 


Die Reduzierung des Erfüllungsaufwands resultiert vollständig aus nationalen Rechtsände-
rungen. 


Hinsichtlich der weiteren Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand der Verwaltung wird auf 
die ausführlichen Darstellungen im Allgemeinen Teil der Begründung verwiesen. 


Der Erfüllungsaufwand für die Verwaltung unterliegt der erweiterten „One in, one out“-Regel 
(Beschluss des Staatssekretärsausschusses Staatsmodernisierung und Bürokratierückbau 
vom 26. September 2025). 


F. Weitere Kosten 


Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine direkten 
sonstigen Kosten. 


Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Referentenentwurf des Bundesministeriums der Finanzen 


Entwurf eines Einkommensteuerreformgesetzes 2027 


Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen: 


Inhaltsübersicht 


Artikel 1 Änderung des Einkommensteuergesetzes [1.1.2027] 


Artikel 2 Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes [1.1.2028] 


Artikel 3 Änderung des Gewerbesteuergesetzes [1.1.2027] 


Artikel 4 Änderung des Bundeskindergeldgesetzes [1.1.2027] 


Artikel 5 Weitere Änderung des Bundeskindergeldgesetzes [1.1.2028] 


Artikel 6 Änderung der Sozialversicherungsentgeltverordnung [1.1.2027] 


Artikel 7 Inkrafttreten 


Artikel 1 


Änderung des Einkommensteuergesetzes [1.1.2027] 


Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 
2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 29. Juni 2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 197) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. In § 3b Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „mit höchstens 50 Euro anzusetzen“ durch die 
Angabe „für Nachtarbeit mit höchstens 50 Euro sowie für Sonntags- und Feiertagsar-
beit mit höchstens 75 Euro anzusetzen“ ersetzt. 


2. § 9a Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a wird durch den folgenden Buchstaben a ersetzt: 


„a) von den Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit vorbehaltlich Buchstabe b: 


ein Arbeitnehmer-Pauschbetrag von 1 430 Euro;“. 


3. § 32 Absatz 6 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 


„Bei der Veranlagung zur Einkommensteuer wird für jedes zu berücksichtigende Kind 
des Steuerpflichtigen ein Freibetrag von 3 564 Euro für das sächliche Existenzmini-
mum des Kindes (Kinderfreibetrag) sowie ein Freibetrag von 1 464 Euro für den Be-
treuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf des Kindes vom Einkommen ab-
gezogen.“ 


4. § 32a Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:  
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„(1) Die tarifliche Einkommensteuer bemisst sich nach dem auf volle Euro abge-
rundeten zu versteuernden Einkommen. Sie beträgt ab dem Veranlagungszeit-
raum 2027 vorbehaltlich der §§ 32b, 32d, 34, 34a, 34b und 34c jeweils in Euro für zu 
versteuernde Einkommen 


1. bis 12 564 Euro (Grundfreibetrag): 


0; 


2. von 12 565 Euro bis 17 799 Euro: 


(952,24 • y + 1 400) • y; 


3. von 17 800 Euro bis 70 600 Euro: 


(170,74 • z + 2 397) • z + 993,86; 


4. von 70 601 Euro bis 249 999 Euro: 


0,42 • x – 11 241,73; 


5. von 250 000 Euro bis 279 999 Euro: 


0,45 • x – 18 741,73; 


6. von 280 000 Euro an: 


0,47 • x – 24 341,73. 


Die Größe „y“ ist ein Zehntausendstel des den Grundfreibetrag übersteigenden Teils 
des auf einen vollen Euro-Betrag abgerundeten zu versteuernden Einkommens. Die 
Größe „z“ ist ein Zehntausendstel des 17 799 Euro übersteigenden Teils des auf einen 
vollen Euro-Betrag abgerundeten zu versteuernden Einkommens. Die Größe „x“ ist das 
auf einen vollen Euro-Betrag abgerundete zu versteuernde Einkommen. Der sich er-
gebende Steuerbetrag ist auf den nächsten vollen Euro-Betrag abzurunden.“ 


5. § 35a Absatz 3 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 


„Für die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen für Renovierungs-, Erhaltungs- 
und Modernisierungsmaßnahmen ermäßigt sich die tarifliche Einkommensteuer, ver-
mindert um die sonstigen Steuerermäßigungen, auf Antrag um 15 Prozent der Aufwen-
dungen des Steuerpflichtigen, höchstens jedoch um 900 Euro.“ 


6. § 39b Absatz 2 Satz 7 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 


„In den Steuerklassen V und VI ist die Jahreslohnsteuer zu berechnen, die sich aus 
dem Zweifachen des Unterschiedsbetrags zwischen dem Steuerbetrag für das Einein-
viertelfache und dem Steuerbetrag für das Dreiviertelfache des zu versteuernden Jah-
resbetrags nach § 32a Absatz 1 ergibt; die Jahreslohnsteuer beträgt jedoch mindes-
tens 14 Prozent des zu versteuernden Jahresbetrags, für den 14 251 Euro überstei-
genden Teil des zu versteuernden Jahresbetrags höchstens 42 Prozent, für den 
35 299 Euro übersteigenden Teil des zu versteuernden Jahresbetrags 42 Prozent, für 
den 200 000 Euro übersteigenden Teil des zu versteuernden Jahresbetrags 45 Pro-
zent und für den 224 000 Euro übersteigenden Teil des zu versteuernden Jahresbe-
trags 47 Prozent.“ 


7. In § 40a Absatz 2 wird die Angabe „2 Prozent“ durch die Angabe „5 Prozent“ ersetzt. 
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8. § 52 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt: 


„(1) Diese Fassung des Gesetzes ist, soweit in den folgenden Absätzen nichts an-
deres bestimmt ist, erstmals für den Veranlagungszeitraum 2027 anzuwenden. Beim 
Steuerabzug vom Arbeitslohn gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass diese Fassung erst-
mals auf den laufenden Arbeitslohn anzuwenden ist, der für einen nach dem 31. De-
zember 2026 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und auf sonstige Bezüge, 
die nach dem 31. Dezember 2026 zufließen. Beim Steuerabzug vom Kapitalertrag gilt 
Satz 1 mit der Maßgabe, dass diese Fassung des Gesetzes erstmals auf Kapitalerträge 
anzuwenden ist, die dem Gläubiger nach dem 31. Dezember 2026 zufließen.“ 


9. § 66 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt: 


„(1) Das Kindergeld beträgt monatlich für jedes Kind 267 Euro.“ 


Artikel 2 


Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes [1.1.2028] 


Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. § 32 Absatz 6 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 


„Bei der Veranlagung zur Einkommensteuer wird für jedes zu berücksichtigende Kind 
des Steuerpflichtigen ein Freibetrag von 3 654 Euro für das sächliche Existenzmini-
mum des Kindes (Kinderfreibetrag) sowie ein Freibetrag von 1 464 Euro für den Be-
treuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf des Kindes vom Einkommen ab-
gezogen.“ 


2. § 32a Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:  


„(1) Die tarifliche Einkommensteuer bemisst sich nach dem auf volle Euro abge-
rundeten zu versteuernden Einkommen. Sie beträgt ab dem Veranlagungszeit-
raum 2028 vorbehaltlich der §§ 32b, 32d, 34, 34a, 34b und 34c jeweils in Euro für zu 
versteuernde Einkommen 


1. bis 12 900 Euro (Grundfreibetrag): 


0; 


2. von 12 901 Euro bis 17 799 Euro: 


(1 017,55 • y + 1 400) • y; 


3. von 17 800 Euro bis 70 600 Euro: 


(170,74 • z + 2 397) • z + 930,08; 


4. von 70 601 Euro bis 249 999 Euro: 


0,42 • x – 11 305,52; 


5. von 250 000 Euro bis 279 999 Euro: 
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0,45 • x – 18 805,52; 


6. von 280 000 Euro an: 


0,47 • x – 24 405,52. 


Die Größe „y“ ist ein Zehntausendstel des den Grundfreibetrag übersteigenden Teils 
des auf einen vollen Euro-Betrag abgerundeten zu versteuernden Einkommens. Die 
Größe „z“ ist ein Zehntausendstel des 17 799 Euro übersteigenden Teils des auf einen 
vollen Euro-Betrag abgerundeten zu versteuernden Einkommens. Die Größe „x“ ist das 
auf einen vollen Euro-Betrag abgerundete zu versteuernde Einkommen. Der sich er-
gebende Steuerbetrag ist auf den nächsten vollen Euro-Betrag abzurunden.“ 


3. § 39b Absatz 2 Satz 7 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 


„In den Steuerklassen V und VI ist die Jahreslohnsteuer zu berechnen, die sich aus 
dem Zweifachen des Unterschiedsbetrags zwischen dem Steuerbetrag für das Einein-
viertelfache und dem Steuerbetrag für das Dreiviertelfache des zu versteuernden Jah-
resbetrags nach § 32a Absatz 1 ergibt; die Jahreslohnsteuer beträgt jedoch mindes-
tens 14 Prozent des zu versteuernden Jahresbetrags, für den 14 528 Euro überstei-
genden Teil des zu versteuernden Jahresbetrags höchstens 42 Prozent, für den 
35 299 Euro übersteigenden Teil des zu versteuernden Jahresbetrags 42 Prozent, für 
den 200 000 Euro übersteigenden Teil des zu versteuernden Jahresbetrags 45 Pro-
zent und für den 224 000 Euro übersteigenden Teil des zu versteuernden Jahresbe-
trags 47 Prozent.“ 


4. § 52 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt: 


„(1) Diese Fassung des Gesetzes ist, soweit in den folgenden Absätzen nichts an-
deres bestimmt ist, erstmals für den Veranlagungszeitraum 2028 anzuwenden. Beim 
Steuerabzug vom Arbeitslohn gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass diese Fassung erst-
mals auf den laufenden Arbeitslohn anzuwenden ist, der für einen nach dem 31. De-
zember 2027 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und auf sonstige Bezüge, 
die nach dem 31. Dezember 2027 zufließen. Beim Steuerabzug vom Kapitalertrag gilt 
Satz 1 mit der Maßgabe, dass diese Fassung des Gesetzes erstmals auf Kapitalerträge 
anzuwenden ist, die dem Gläubiger nach dem 31. Dezember 2027 zufließen.“ 


5. § 66 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt: 


„(1) Das Kindergeld beträgt monatlich für jedes Kind 272 Euro.“ 


Artikel 3 


Änderung des Gewerbesteuergesetzes [1.1.2027] 


Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 
(BGBl. I S. 4167), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 29. Juni 2026 (BGBl. 2026 
I Nr. 197) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. § 29 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


a) In Nummer 1 wird die Angabe „Nummern 2 und 3“ durch die Angabe „Nummern 2 
bis 4“ ersetzt. 
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b) In Nummer 3 wird die Angabe „steht.“ durch die Angabe „steht;“ ersetzt. 


c) Nach Nummer 3 wird die folgende Nummer 4 eingefügt: 


„4. bei Betrieben, die ausschließlich Rechenzentren im Sinne des § 2 Num-
mer 18 des Energieeffizienzgesetzes betreiben, zu einem Zehntel das in 
Nummer 1 bezeichnete Verhältnis und zu neun Zehnteln das Verhältnis, in 
dem die Summe der nicht redundanten elektrischen Nennanschlussleistung 
in allen Betriebsstätten (§ 28) zur nicht redundanten elektrischen Nennan-
schlussleistung in den einzelnen Betriebsstätten steht.“ 


2. Nach § 36 Absatz 5d Satz 1 wird der folgende Satz eingefügt: 


„§ 29 Absatz 1 Nummer 4 in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes vom … (BGBl. I 
Nr. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungs-
gesetzes] ist erstmals für den Erhebungszeitraum 2027 anzuwenden.“ 


Artikel 4 


Änderung des Bundeskindergeldgesetzes [1.1.2027] 


Das Bundeskindergeldgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Ja-
nuar 2009 (BGBl. I S. 142, 3177), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 16. April 
2026 (BGBl. 2026 I Nr. 107) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


§ 6 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt: 


„(1) Das Kindergeld beträgt monatlich für jedes Kind 267 Euro.“ 


Artikel 5 


Weitere Änderung des Bundeskindergeldgesetzes [1.1.2028] 


Das Bundeskindergeldgesetz, das zuletzt durch Artikel 4 dieses Gesetzes geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 


§ 6 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt: 


„(1) Das Kindergeld beträgt monatlich für jedes Kind 272 Euro.“ 


Artikel 6 


Änderung der Sozialversicherungsentgeltverordnung [1.1.2027] 


Die Sozialversicherungsentgeltverordnung vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3385), 
die zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 16. Januar 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 14) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 


§ 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird durch die folgende Nummer 1 ersetzt: 
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„1. einmalige Einnahmen, laufende Zulagen, Zuschläge, Zuschüsse sowie ähnliche Ein-
nahmen, die zusätzlich zu Löhnen oder Gehältern gewährt werden, soweit sie lohn-
steuerfrei sind; dies gilt nicht für Sonntags- und Feiertagszuschläge, die nicht in einem 
Tarifvertrag geregelt sind, unter dessen Geltungsbereich das Arbeitsverhältnis fällt 
und dessen Bestimmungen für das Arbeitsverhältnis gelten, sowie für Nachtarbeitszu-
schläge, soweit das Entgelt, auf dem diese Sonn-, Feiertags- und Nachtarbeitszu-
schläge berechnet werden, mehr als 25 Euro für jede Stunde beträgt, nicht für Vermö-
gensbeteiligungen nach § 19a Absatz 1 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes und 
nicht für Einnahmen, die allein nach § 3 Nummer 21 des Einkommensteuergesetzes 
steuerfrei sind,“. 


Artikel 7 


Inkrafttreten 


(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 1. Januar 2027 in Kraft. 


(2) Die Artikel 2 und 5 treten am 1. Januar 2028 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 


I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 


Wir leben in einer Zeit der Veränderung. In Zeiten dynamischer technologischer Entwick-
lungen und des demographischen Wandels gilt es, Wachstumspotentiale zu heben und die 
Arbeit als Lebensgrundlage der Bürgerinnen und Bürger zu sichern. Kriege und sich ver-
schlechternde Handelsbedingungen verstärken das Bedürfnis nach Sicherheit. Deutsch-
land muss dabei auf seinen Stärken aufbauen, und sich zugleich an die aktuellen gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen anpassen. Ziel ist es, zukunftsfä-
hige Reformen steuerpolitisch zu flankieren. 


II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 


Das Steuerentlastungs- und Reformgesetz 2027 stärkt langfristig das Arbeitskräfte- und 
Wachstumspotenzial. Durch höhere Grund- und Kinderfreibeträge, die Anhebung des Kin-
dergeldes sowie ein höheren Reichensteuersatz als Gegenfinanzierung werden sowohl 
Wachstumsimpulse gesetzt als auch dem Gerechtigkeitsaspekt Rechnung getragen. Die 
strukturelle Zukunftsorientierung erfordert auch dementsprechende Fiskalregeln und einen 
besonderen Zerlegungsmaßstab für Rechenzentren, der den Zielen der Rechenzent-
rumsstrategie der Bundesregierung – insbesondere der Stärkung der digitalen Souveränität 
und Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands – Rechnung trägt. 


Die im Gesetz vorgesehenen steuerlichen Entlastungsmaßnahmen stärken die verfügbaren 
Einkommen. Durch die Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags wird zudem ein Bei-
trag zum Bürokratieabbau geleistet. Subventionen werden mit Augenmaß abgebaut. Daher 
wird die steuerliche Absetzbarkeit der abzugsfähigen Aufwendungen für Handwerkerleis-
tungen von 20 Prozent auf 15 Prozent und der Höchstbetrag von 1 200 Euro auf 900 Euro 
reduziert.  


Gleichzeitig gilt es, Arbeitsanreize gezielt zu setzen, daher werden die maximal zulässigen 
Stundenlöhne bei steuerlich begünstigten Sonn- und Feiertagszuschlägen angehoben. 


Inhaltlich hervorzuheben sind insbesondere folgende steuerliche Regelungen bzw. Rege-
lungsbereiche: 


– Anhebung des maximal zulässigen Grundlohns bei steuerlich begünstigten Sonn- und 
Feiertagszuschlägen (§ 3b Absatz 2 Satz 1 EStG) 


– Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags (§ 9a Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a 
EStG) 


– Umsetzung der Reformbestrebungen beim Einkommensteuertarif, einschließlich Frei-
stellung des Existenzminimums von Erwachsenen und Kindern etc. (§§ 32, 32a, 39b 
EStG) 


– Anhebung des Kindergeldes ab Januar 2027 von 259 Euro auf 267 Euro monatlich so-
wie Anhebung des Kindergeldes ab Januar 2028 auf 272 Euro monatlich (§ 66 EStG 
und § 6 BKGG) 
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– Absenkung des Prozentsatzes der abzugsfähigen Aufwendungen und des Höchstbe-
trages der Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen (§ 35a Absatz 3 Satz 1 EStG) 


– Anhebung des einheitlichen Pauschsteuersatzes bei sog. Mini-Jobs von 2 Prozent auf 
5 Prozent (§ 40a Absatz 2 EStG) 


– Einführung eines besonderen gewerbesteuerlichen Zerlegungsmaßstabes für Betrei-
ber von Rechenzentren (§ 29 Absatz 1 Nummer 4 GewStG) 


III. Exekutiver Fußabdruck 


Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter sowie beauftragte Dritte haben nicht we-
sentlich zum Inhalt des Gesetzentwurfs beigetragen (§ 43 Absatz 1 Nummer 13 GGO). 


IV. Alternativen 


Keine. Der Entwurf enthält sowohl entlastende Maßnahmen, als auch Maßnahmen, die zur 
Gegenfinanzierung der Entlastungen dienen. Insgesamt stellt die Gesamtheit der im Ent-
wurf enthaltenen Regelungen ein ausgewogenes Gleichgewicht zwischen Ent- und Belas-
tungen dar. 


V. Gesetzgebungskompetenz 


Für die Änderung des Einkommensteuergesetzes (Artikel 1 und 2) ergibt sich die Gesetz-
gebungskompetenz des Bundes aus Artikel 105 Absatz 2 Satz 2 erste Alternative des 
Grundgesetzes (GG), da das Steueraufkommen diesbezüglich dem Bund ganz oder teil-
weise zusteht. 


Für die Änderung des Gewerbesteuergesetzes (Artikel 3) ergibt sich die Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundes aus Artikel 105 Absatz 2 Satz 2 zweite Alternative i. V. mit Arti-
kel 72 Absatz 2 GG. Danach hat der Bund das Gesetzgebungsrecht, wenn und soweit die 
Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder die Wahrung der 
Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bundesgesetzliche 
Regelung erforderlich macht. Die bundesgesetzliche Regelung ist zur Wahrung der Rechts- 
und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich, da die in der jeweiligen 
Gemeinde belegenen Betriebsstätten des Steuerpflichtigen gewerbesteuerpflichtig sind 
und der Gewerbeertrag einheitlich für alle Betriebstätten ermittelt wird. 


Für die Änderung des Bundeskindergeldgesetzes (Artikel 4 und 5) ergibt sich die Gesetz-
gebungskompetenz des Bundes aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 GG (öffentliche Für-
sorge). Die Berechtigung des Bundes zur Inanspruchnahme der Gesetzgebungskompetenz 
ergibt sich aus Artikel 72 Absatz 2 GG. Die Regelungen in den Artikeln 4 und 5 dienen so-
wohl der Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse als auch der Wahrung der Rechts-
einheit. Denn mit den das Kindergeld betreffenden Änderungen werden die Änderungen 
des Einkommensteuergesetzes nachvollzogen. Der Kindergeldanspruch der Eltern, die in 
Deutschland nicht unbeschränkt steuerpflichtig, aber in einer Weise mit den deutschen Ar-
beits-, Dienst- und Sozialrechtssystem verbunden sind, die eine Kindergeldzahlung ange-
messen erscheinen lässt, soll unter denselben Voraussetzungen und in derselben Höhe 
bestehen wie bei in Deutschland unbeschränkt steuerpflichtigen Eltern. Des Weiteren lässt 
sich nur durch die Gesetzgebung des Bundes eine einheitliche Rechtsanwendung in Bezug 
auf die Behandlung der Kindergelderhöhung gewährleisten. 
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VI. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 


Unvereinbarkeiten mit höherrangigem Recht sind nicht zu erkennen. 


VII. Gesetzesfolgen 


1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 


Mit dem Gesetzentwurf ist keine Rechts- und Verwaltungsvereinfachung verbunden. 


2. Nachhaltigkeitsaspekte 


Der Entwurf steht im Einklang mit der Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie, indem er das 
Steueraufkommen des Gesamtstaats sichert und den Indikatorenbereiche 8.2 (Staatsver-
schuldung – Staatsfinanzen konsolidieren, Generationengerechtigkeit schaffen), unter-
stützt. Dies gilt insbesondere für die Reduzierung des Prozentsatzes der abzugsfähigen 
Aufwendungen und des Höchstbetrages der Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen 
(§ 35a Absatz 3 Satz 1 EStG) und die Anhebung des einheitlichen Pauschsteuer bei sog. 
Mini-Jobs von 2 Prozent auf 5 Prozent (§ 40a Absatz 2 EStG). 


Die Umsetzung der Reformbestrebungen beim Einkommensteuertarif, einschließlich Frei-
stellung des Existenzminimums von Erwachsenen und Kindern sowie die Anhebung des 
Kindergeldes (§§ 32, 32a, 39b und 66 EStG, § 6 BKGG) eröffnen Perspektiven für Familien 
(Vereinbarkeit Familie und Beruf) – Indikatorenbereich 4.2. 
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3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


(Steuermehr- / -mindereinnahmen (-) in Mio. Euro) 


lfd. 
Nr. 


Maßnahme 


Steuerart / 
Gebiets-
körper-
schaft 


Volle Jahreswirkung¹ Kassenjahr 


2027 2028 2029 2030 2031 2027 2028 2029 2030 2031 


  
  


    
  


    
  


1 § 3b EStG Insg. - 70 - 70 - 70 - 70 - 70 - 65 - 70 - 70 - 70 - 70 


 
Anhebung Höchstbetrag bei steuerlich be-
günstigten Sonn- und Feiertagszuschlägen 
von 50 Euro auf 75 Euro ab 1.1.2027 


LSt - 70 - 70 - 70 - 70 - 70 - 65 - 70 - 70 - 70 - 70 


 
SolZ . . . . . . . . . . 


 
  


    
  


    
  


 
Bund - 30 - 30 - 30 - 30 - 30 - 28 - 30 - 30 - 30 - 30 


 
LSt - 30 - 30 - 30 - 30 - 30 - 28 - 30 - 30 - 30 - 30 


 
SolZ . . . . . . . . . . 


 
  


    
  


    
  


 
Länder - 29 - 29 - 29 - 29 - 29 - 27 - 29 - 29 - 29 - 29 


 
LSt - 29 - 29 - 29 - 29 - 29 - 27 - 29 - 29 - 29 - 29 


 
  


    
  


    
  


 
Gem. - 11 - 11 - 11 - 11 - 11 - 10 - 11 - 11 - 11 - 11 


 
LSt - 11 - 11 - 11 - 11 - 11 - 10 - 11 - 11 - 11 - 11 


  
  


    
  


    
  


2 § 9a Satz 1 Nr. 1a EStG Insg. - 1.130 - 1.145 - 1.160 - 1.190 - 1.205 - 1.785 - 1.310 - 1.170 - 1.195 - 1.220 


 
Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbe-
trags um 200 Euro von 1.230 Euro auf 1.430 
Euro ab 1.1.2027 


ESt + 810 + 815 + 825 + 835 + 850 . + 650 + 815 + 825 + 835 


 
LSt - 1.930 - 1.950 - 1.975 - 2.010 - 2.040 - 1.775 - 1.950 - 1.975 - 2.005 - 2.040 


 
SolZ - 10 - 10 - 10 - 15 - 15 - 10 - 10 - 10 - 15 - 15 


 
  


    
  


    
  


 
Bund - 486 - 493 - 498 - 514 - 521 - 764 - 563 - 503 - 516 - 527 
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lfd. 
Nr. 


Maßnahme 


Steuerart / 
Gebiets-
körper-
schaft 


Volle Jahreswirkung¹ Kassenjahr 


2027 2028 2029 2030 2031 2027 2028 2029 2030 2031 


 
ESt + 344 + 346 + 351 + 355 + 361 . + 276 + 346 + 351 + 355 


 
LSt - 820 - 829 - 839 - 854 - 867 - 754 - 829 - 839 - 852 - 867 


 
SolZ - 10 - 10 - 10 - 15 - 15 - 10 - 10 - 10 - 15 - 15 


 
  


    
  


    
  


 
Länder - 476 - 481 - 490 - 499 - 506 - 755 - 552 - 493 - 502 - 512 


 
ESt + 344 + 347 + 350 + 355 + 361 . + 276 + 347 + 350 + 355 


 
LSt - 820 - 828 - 840 - 854 - 867 - 755 - 828 - 840 - 852 - 867 


 
  


    
  


    
  


 
Gem. - 168 - 171 - 172 - 177 - 178 - 266 - 195 - 174 - 177 - 181 


 
ESt + 122 + 122 + 124 + 125 + 128 . + 98 + 122 + 124 + 125 


 
LSt - 290 - 293 - 296 - 302 - 306 - 266 - 293 - 296 - 301 - 306 


  
  


    
  


    
  


3 § 32 EStG (2027) Insg. - 540 - 560 - 585 - 615 - 645 - 15 - 435 - 560 - 580 - 610 


 
Anhebung der Freibeträge für Kinder um 
300 Euro von 9.756 Euro auf 10.056 Euro ab 
1.1.2027 


ESt - 525 - 545 - 565 - 595 - 625 . - 420 - 540 - 560 - 590 


 
SolZ - 15 - 15 - 20 - 20 - 20 - 15 - 15 - 20 - 20 - 20 


 
         


   
  


 
Bund - 238 - 247 - 260 - 273 - 286 - 15 - 194 - 250 - 258 - 271 


 
ESt - 223 - 232 - 240 - 253 - 266 . - 179 - 230 - 238 - 251 


 
SolZ - 15 - 15 - 20 - 20 - 20 - 15 - 15 - 20 - 20 - 20 


 
         


   
  


 
Länder - 223 - 231 - 240 - 253 - 265 . - 178 - 229 - 238 - 250 


 
ESt - 223 - 231 - 240 - 253 - 265 . - 178 - 229 - 238 - 250 


 
         


   
  


 
Gem. - 79 - 82 - 85 - 89 - 94 . - 63 - 81 - 84 - 89 
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lfd. 
Nr. 


Maßnahme 


Steuerart / 
Gebiets-
körper-
schaft 


Volle Jahreswirkung¹ Kassenjahr 


2027 2028 2029 2030 2031 2027 2028 2029 2030 2031 


 
ESt - 79 - 82 - 85 - 89 - 94 . - 63 - 81 - 84 - 89 


  
         


   
  


4 § 66 EStG (2027) Insg. - 1.245 - 1.225 - 1.195 - 1.160 - 1.125 - 1.705 - 1.325 - 1.215 - 1.190 - 1.155 


 
Anhebung des Kindergeldes um 8 Euro von 
259 Euro auf 267 Euro je Kind und Monat ab 
1.1.2027 


ESt + 460 + 470 + 490 + 515 + 540 . + 370 + 470 + 485 + 510 


 
LSt - 1.705 - 1.695 - 1.685 - 1.675 - 1.665 - 1.705 - 1.695 - 1.685 - 1.675 - 1.665 


 
         


   
  


 
Bund - 529 - 520 - 508 - 493 - 478 - 725 - 563 - 516 - 506 - 491 


 
ESt + 196 + 200 + 208 + 219 + 230 . + 157 + 200 + 206 + 217 


 
LSt - 725 - 720 - 716 - 712 - 708 - 725 - 720 - 716 - 712 - 708 


 


         
   


  


 
Länder - 529 - 522 - 508 - 493 - 478 - 724 - 564 - 517 - 506 - 491 


 
ESt + 195 + 199 + 208 + 219 + 229 . + 157 + 199 + 206 + 216 


 
LSt - 724 - 721 - 716 - 712 - 707 - 724 - 721 - 716 - 712 - 707 


 
         


   
  


 
Gem. - 187 - 183 - 179 - 174 - 169 - 256 - 198 - 182 - 178 - 173 


 
ESt + 69 + 71 + 74 + 77 + 81 . + 56 + 71 + 73 + 77 


 
LSt - 256 - 254 - 253 - 251 - 250 - 256 - 254 - 253 - 251 - 250 


  
         


   
  


5 § 32a EStG (GfB 2027) Insg. - 1.945 - 1.975 - 2.010 - 2.040 - 2.065 - 1.750 - 1.975 - 2.010 - 2.040 - 2.065 


 
Anhebung des Grundfreibetrags um 216 
Euro von 12.348 Euro auf 12.564 Euro ab 
1.1.2027 


ESt - 400 - 420 - 440 - 455 - 470 - 360 - 420 - 440 - 455 - 470 


 
LSt - 1.530 - 1.540 - 1.555 - 1.565 - 1.575 - 1.375 - 1.540 - 1.555 - 1.565 - 1.575 


 
SolZ - 15 - 15 - 15 - 20 - 20 - 15 - 15 - 15 - 20 - 20 


 
  


    
  


    
  


 


Bund - 835 - 849 - 863 - 878 - 889 - 752 - 849 - 863 - 878 - 889 
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lfd. 
Nr. 


Maßnahme 


Steuerart / 
Gebiets-
körper-
schaft 


Volle Jahreswirkung¹ Kassenjahr 


2027 2028 2029 2030 2031 2027 2028 2029 2030 2031 


 
ESt - 170 - 179 - 187 - 193 - 200 - 153 - 179 - 187 - 193 - 200 


 
LSt - 650 - 655 - 661 - 665 - 669 - 584 - 655 - 661 - 665 - 669 


 
SolZ - 15 - 15 - 15 - 20 - 20 - 15 - 15 - 15 - 20 - 20 


 
         


   
  


 
Länder - 820 - 832 - 848 - 859 - 869 - 738 - 832 - 848 - 859 - 869 


 
ESt - 170 - 178 - 187 - 194 - 199 - 153 - 178 - 187 - 194 - 199 


 
LSt - 650 - 654 - 661 - 665 - 670 - 585 - 654 - 661 - 665 - 670 


 
  


    
  


    
  


 
Gem. - 290 - 294 - 299 - 303 - 307 - 260 - 294 - 299 - 303 - 307 


 
ESt - 60 - 63 - 66 - 68 - 71 - 54 - 63 - 66 - 68 - 71 


 
LSt - 230 - 231 - 233 - 235 - 236 - 206 - 231 - 233 - 235 - 236 


  


         
   


  


6 § 32a EStG (ESt Tarif 2027) Insg. - 690 - 725 - 765 - 810 - 865 - 625 - 725 - 760 - 805 - 860 


 
Abklappen der 2. Progressionszone bis 
70.600 Euro ab 1.1.2027 


ESt - 75 - 80 - 90 - 95 - 105 - 70 - 80 - 90 - 95 - 105 


 
LSt - 595 - 620 - 650 - 690 - 730 - 535 - 620 - 645 - 685 - 725 


 
SolZ - 20 - 25 - 25 - 25 - 30 - 20 - 25 - 25 - 25 - 30 


 
  


    
  


    
  


 
Bund - 305 - 323 - 339 - 358 - 385 - 277 - 323 - 337 - 356 - 383 


 
ESt - 32 - 34 - 38 - 40 - 45 - 30 - 34 - 38 - 40 - 45 


 
LSt - 253 - 264 - 276 - 293 - 310 - 227 - 264 - 274 - 291 - 308 


 
SolZ - 20 - 25 - 25 - 25 - 30 - 20 - 25 - 25 - 25 - 30 


 
         


   
  


 
Länder - 285 - 297 - 314 - 334 - 354 - 257 - 297 - 312 - 332 - 352 


 
ESt - 32 - 34 - 38 - 41 - 44 - 29 - 34 - 38 - 41 - 44 
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lfd. 
Nr. 


Maßnahme 


Steuerart / 
Gebiets-
körper-
schaft 


Volle Jahreswirkung¹ Kassenjahr 


2027 2028 2029 2030 2031 2027 2028 2029 2030 2031 
 


LSt - 253 - 263 - 276 - 293 - 310 - 228 - 263 - 274 - 291 - 308 


 
         


   
  


 
Gem. - 100 - 105 - 112 - 118 - 126 - 91 - 105 - 111 - 117 - 125 


 
ESt - 11 - 12 - 14 - 14 - 16 - 11 - 12 - 14 - 14 - 16 


 
LSt - 89 - 93 - 98 - 104 - 110 - 80 - 93 - 97 - 103 - 109 


  
         


   
  


7 § 32a EStG (Reichensteuer I 2027) Insg. + 250 + 260 + 275 + 290 + 305 + 100 + 230 + 270 + 280 + 300 


 
Vorziehen der Reichensteuer von 277.826 
Euro auf 250.000 Euro mit 45% ab 1.1.2027 


ESt + 130 + 135 + 140 + 150 + 155 . + 105 + 135 + 140 + 150 


 
LSt + 105 + 110 + 120 + 125 + 135 + 95 + 110 + 120 + 125 + 135 


 
SolZ + 15 + 15 + 15 + 15 + 15 + 5 + 15 + 15 + 15 + 15 


 
  


    
  


    
  


 
Bund + 115 + 119 + 126 + 132 + 138 + 45 + 107 + 123 + 128 + 136 


 


ESt + 55 + 57 + 60 + 64 + 66 . + 45 + 57 + 60 + 64 


 
LSt + 45 + 47 + 51 + 53 + 57 + 40 + 47 + 51 + 53 + 57 


 
SolZ + 15 + 15 + 15 + 15 + 15 + 5 + 15 + 15 + 15 + 15 


 
         


   
  


 
Länder + 99 + 104 + 110 + 116 + 124 + 41 + 90 + 109 + 112 + 121 


 
ESt + 55 + 58 + 59 + 63 + 66 . + 44 + 58 + 59 + 63 


 
LSt + 44 + 46 + 51 + 53 + 58 + 41 + 46 + 51 + 53 + 58 


 
         


   
  


 
Gem. + 36 + 37 + 39 + 42 + 43 + 14 + 33 + 38 + 40 + 43 


 
ESt + 20 + 20 + 21 + 23 + 23 . + 16 + 20 + 21 + 23 


 
LSt + 16 + 17 + 18 + 19 + 20 + 14 + 17 + 18 + 19 + 20 
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lfd. 
Nr. 


Maßnahme 


Steuerart / 
Gebiets-
körper-
schaft 


Volle Jahreswirkung¹ Kassenjahr 


2027 2028 2029 2030 2031 2027 2028 2029 2030 2031 


8 § 32a EStG (Reichensteuer II 2027) Insg. + 2.360 + 2.505 + 2.655 + 2.825 + 3.025 + 505 + 2.025 + 2.515 + 2.675 + 2.835 


 
Einführung einer 2. Reichensteuer mit 47% 
ab 280.000 Euro ab 1.1.2027 


ESt + 1.715 + 1.825 + 1.930 + 2.050 + 2.195 . + 1.370 + 1.805 + 1.910 + 2.025 


 
LSt + 520 + 550 + 585 + 630 + 670 + 480 + 550 + 580 + 625 + 665 


 
SolZ + 125 + 130 + 140 + 145 + 160 + 25 + 105 + 130 + 140 + 145 


 
  


    
  


    
  


 


Bund + 1.075 + 1.140 + 1.209 + 1.284 + 1.378 + 229 + 921 + 1.144 + 1.218 + 1.289 


 
ESt + 729 + 776 + 820 + 871 + 933 . + 582 + 767 + 812 + 861 


 
LSt + 221 + 234 + 249 + 268 + 285 + 204 + 234 + 247 + 266 + 283 


 
SolZ + 125 + 130 + 140 + 145 + 160 + 25 + 105 + 130 + 140 + 145 


 
         


   
  


 
Länder + 950 + 1.008 + 1.068 + 1.138 + 1.217 + 204 + 815 + 1.013 + 1.076 + 1.142 


 
ESt + 729 + 775 + 820 + 871 + 933 . + 582 + 767 + 811 + 860 


 
LSt + 221 + 233 + 248 + 267 + 284 + 204 + 233 + 246 + 265 + 282 


 
  


    
  


    
  


 
Gem. + 335 + 357 + 378 + 403 + 430 + 72 + 289 + 358 + 381 + 404 


 
ESt + 257 + 274 + 290 + 308 + 329 . + 206 + 271 + 287 + 304 


 
LSt + 78 + 83 + 88 + 95 + 101 + 72 + 83 + 87 + 94 + 100 


 


 


         
   


  


9 § 35a Abs. 3 EStG Insg. + 710 + 735 + 755 + 780 + 805 . + 570 + 730 + 750 + 775 


 
Reduzierung des Prozentsatzes der abzugs-
fähigen Aufwendungen auf 15% und des 
Höchstsatzes der Steuerermäßigung für 
Handwerkerleistungen auf 900 Euro ab 
1.1.2027 


ESt + 700 + 725 + 745 + 765 + 790 . + 560 + 720 + 740 + 760 


 
SolZ + 10 + 10 + 10 + 15 + 15 . + 10 + 10 + 10 + 15 


 
         


   
  


 
Bund + 308 + 318 + 327 + 340 + 351 . + 248 + 316 + 325 + 338 


 
ESt + 298 + 308 + 317 + 325 + 336 . + 238 + 306 + 315 + 323 
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lfd. 
Nr. 


Maßnahme 


Steuerart / 
Gebiets-
körper-
schaft 


Volle Jahreswirkung¹ Kassenjahr 


2027 2028 2029 2030 2031 2027 2028 2029 2030 2031 


 
SolZ + 10 + 10 + 10 + 15 + 15 . + 10 + 10 + 10 + 15 


 
  


    
  


    
  


 
Länder + 297 + 308 + 316 + 325 + 335 . + 238 + 306 + 314 + 323 


 


ESt + 297 + 308 + 316 + 325 + 335 . + 238 + 306 + 314 + 323 


 
         


   
  


 
Gem. + 105 + 109 + 112 + 115 + 119 . + 84 + 108 + 111 + 114 


 
ESt + 105 + 109 + 112 + 115 + 119 . + 84 + 108 + 111 + 114 


  
         


   
  


10 § 40a Abs. 2 EStG Insg. + 750 + 755 + 755 + 760 + 765 + 825 + 820 + 755 + 755 + 760 


 
Anhebung der Pauschsteuer für Mini-Jobs 
von 2% auf 5% ab 1.1.2027 


GewSt - 75 - 75 - 75 - 75 - 75 - 10 - 45 - 75 - 75 - 75 


 
ESt - 50 - 50 - 50 - 50 - 50 - 5 - 30 - 50 - 50 - 50 


 
LSt + 875 + 875 + 875 + 875 + 875 + 805 + 875 + 875 + 875 + 875 


 
KSt - 45 - 40 - 40 - 35 - 30 - 5 - 25 - 40 - 40 - 35 


 SolZ + 45 + 45 + 45 + 45 + 45 + 40 + 45 + 45 + 45 + 45 
 


         
   


  


 
Bund + 370 + 373 + 373 + 375 + 378 + 377 + 389 + 373 + 373 + 375 


 
GewSt - 3 - 3 - 3 - 3 - 3 . - 2 - 3 - 3 - 3 


 
ESt - 21 - 21 - 21 - 21 - 21 - 2 - 13 - 21 - 21 - 21 


 
LSt + 372 + 372 + 372 + 372 + 372 + 342 + 372 + 372 + 372 + 372 


 
KSt - 23 - 20 - 20 - 18 - 15 - 3 - 13 - 20 - 20 - 18 


 
SolZ + 45 + 45 + 45 + 45 + 45 + 40 + 45 + 45 + 45 + 45 


 
         


   
  


 
Länder + 326 + 328 + 328 + 331 + 333 + 337 + 346 + 328 + 328 + 331 


 
GewSt - 3 - 3 - 3 - 3 - 3 - 1 - 2 - 3 - 3 - 3 
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lfd. 
Nr. 


Maßnahme 


Steuerart / 
Gebiets-
körper-
schaft 


Volle Jahreswirkung¹ Kassenjahr 


2027 2028 2029 2030 2031 2027 2028 2029 2030 2031 


 
ESt - 21 - 21 - 21 - 21 - 21 - 2 - 12 - 21 - 21 - 21 


 
LSt + 372 + 372 + 372 + 372 + 372 + 342 + 372 + 372 + 372 + 372 


 
KSt - 22 - 20 - 20 - 17 - 15 - 2 - 12 - 20 - 20 - 17 


 
         


   
  


 
Gem. + 54 + 54 + 54 + 54 + 54 + 111 + 85 + 54 + 54 + 54 


 
GewSt - 69 - 69 - 69 - 69 - 69 - 9 - 41 - 69 - 69 - 69 


 
ESt - 8 - 8 - 8 - 8 - 8 - 1 - 5 - 8 - 8 - 8 


 
LSt + 131 + 131 + 131 + 131 + 131 + 121 + 131 + 131 + 131 + 131 


  
         


   
  


11 § 32 EStG (2028) Insg. - - 325 - 340 - 355 - 375 - - 10 - 260 - 335 - 350 


 
Anhebung der Freibeträge für Kinder um 
weitere 180 Euro von 10.056 Euro auf 
10.236 Euro ab 1.1.2028 


ESt - - 315 - 330 - 345 - 365 - . - 250 - 325 - 340 


 
SolZ - - 10 - 10 - 10 - 10 - - 10 - 10 - 10 - 10 


 
         


   
  


 
Bund - - 144 - 150 - 157 - 165 - - 10 - 116 - 148 - 155 


 
ESt - - 134 - 140 - 147 - 155 - . - 106 - 138 - 145 


 
SolZ - - 10 - 10 - 10 - 10 - - 10 - 10 - 10 - 10 


 
         


   
  


 
Länder - - 134 - 140 - 146 - 155 - . - 106 - 138 - 144 


 
ESt - - 134 - 140 - 146 - 155 - . - 106 - 138 - 144 


 
         


   
  


 
Gem. - - 47 - 50 - 52 - 55 - . - 38 - 49 - 51 


 
ESt - - 47 - 50 - 52 - 55 - . - 38 - 49 - 51 


  


  
    


  
    


  


12 § 66 EStG (2028) Insg. - - 775 - 755 - 735 - 715 - - 1.060 - 825 - 750 - 730 
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lfd. 
Nr. 


Maßnahme 


Steuerart / 
Gebiets-
körper-
schaft 


Volle Jahreswirkung¹ Kassenjahr 


2027 2028 2029 2030 2031 2027 2028 2029 2030 2031 


 
weitere Anhebung des Kindergeldes um 5 
Euro von 267 Euro auf 272 Euro je Kind und 
Monat ab 1.1.2028 


ESt - + 285 + 300 + 310 + 325 - . + 230 + 295 + 310 


 
LSt - - 1.060 - 1.055 - 1.045 - 1.040 - - 1.060 - 1.055 - 1.045 - 1.040 


 
  


    
  


    
  


 
Bund - - 330 - 320 - 312 - 304 - - 451 - 350 - 319 - 310 


 
ESt - + 121 + 128 + 132 + 138 - . + 98 + 125 + 132 


 
LSt - - 451 - 448 - 444 - 442 - - 451 - 448 - 444 - 442 


 
  


    
  


    
  


 
Länder - - 329 - 322 - 313 - 304 - - 450 - 352 - 318 - 311 


 
ESt - + 121 + 127 + 131 + 138 - . + 97 + 126 + 131 


 
LSt - - 450 - 449 - 444 - 442 - - 450 - 449 - 444 - 442 


 
  


    
  


    
  


 
Gem. - - 116 - 113 - 110 - 107 - - 159 - 123 - 113 - 109 


 
ESt - + 43 + 45 + 47 + 49 - . + 35 + 44 + 47 


 
LSt - - 159 - 158 - 157 - 156 - - 159 - 158 - 157 - 156 


  
  


    
  


    
  


13 § 32a EStG (GfB 2028) Insg. - - 3.060 - 3.105 - 3.150 - 3.195 - - 2.755 - 3.105 - 3.150 - 3.195 


 
weitere Anhebung des Grundfreibetrags um 
336 Euro von 12.564 Euro auf 12.900 Euro 
ab 1.1.2028 


ESt - - 650 - 675 - 700 - 725 - - 585 - 675 - 700 - 725 


 
LSt - - 2.385 - 2.405 - 2.425 - 2.440 - - 2.145 - 2.405 - 2.425 - 2.440 


 
SolZ - - 25 - 25 - 25 - 30 - - 25 - 25 - 25 - 30 


 
  


    
  


    
  


 
Bund - - 1.315 - 1.334 - 1.354 - 1.375 - - 1.186 - 1.334 - 1.354 - 1.375 


 
ESt - - 276 - 287 - 298 - 308 - - 249 - 287 - 298 - 308 


 
LSt - - 1.014 - 1.022 - 1.031 - 1.037 - - 912 - 1.022 - 1.031 - 1.037 


 
SolZ - - 25 - 25 - 25 - 30 - - 25 - 25 - 25 - 30 
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lfd. 
Nr. 


Maßnahme 


Steuerart / 
Gebiets-
körper-
schaft 


Volle Jahreswirkung¹ Kassenjahr 


2027 2028 2029 2030 2031 2027 2028 2029 2030 2031 


 
  


    
  


    
  


 
Länder - - 1.289 - 1.309 - 1.327 - 1.345 - - 1.159 - 1.309 - 1.327 - 1.345 


 
ESt - - 276 - 287 - 297 - 308 - - 248 - 287 - 297 - 308 


 
LSt - - 1.013 - 1.022 - 1.030 - 1.037 - - 911 - 1.022 - 1.030 - 1.037 


 
  


    
  


    
  


 
Gem. - - 456 - 462 - 469 - 475 - - 410 - 462 - 469 - 475 


 
ESt - - 98 - 101 - 105 - 109 - - 88 - 101 - 105 - 109 


 
LSt - - 358 - 361 - 364 - 366 - - 322 - 361 - 364 - 366 


  
  


    
  


    
  


                          


14 Finanzielle Auswirkungen insgesamt  Insg. - 1.550 - 5.605 - 5.545 - 5.470 - 5.360 - 4.515 - 6.020 - 5.705 - 5.655 - 5.585 


 


 


GewSt - 75 - 75 - 75 - 75 - 75 - 10 - 45 - 75 - 75 - 75 


 
ESt + 2.765 + 2.195 + 2.280 + 2.385 + 2.515 - 435 + 1.520 + 2.130 + 2.210 + 2.310 


 
LSt - 4.330 - 7.785 - 7.815 - 7.850 - 7.880 - 4.075 - 7.545 - 7.815 - 7.845 - 7.880 


 
KSt - 45 - 40 - 40 - 35 - 30 - 5 - 25 - 40 - 40 - 35 


 
SolZ + 135 + 100 + 105 + 105 + 110 + 10 + 75 + 95 + 95 + 95 


 
  


    
  


    
  


 
Bund - 555 - 2.301 - 2.267 - 2.238 - 2.188 - 1.910 - 2.504 - 2.343 - 2.321 - 2.293 


 
GewSt - 3 - 3 - 3 - 3 - 3 . - 2 - 3 - 3 - 3 


 
ESt + 1.176 + 932 + 971 + 1.014 + 1.069 - 185 + 644 + 905 + 941 + 982 


 
LSt - 1.840 - 3.310 - 3.320 - 3.336 - 3.349 - 1.732 - 3.208 - 3.320 - 3.334 - 3.349 


 
KSt - 23 - 20 - 20 - 18 - 15 - 3 - 13 - 20 - 20 - 18 


 
SolZ + 135 + 100 + 105 + 105 + 110 + 10 + 75 + 95 + 95 + 95 
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lfd. 
Nr. 


Maßnahme 


Steuerart / 
Gebiets-
körper-
schaft 


Volle Jahreswirkung¹ Kassenjahr 


2027 2028 2029 2030 2031 2027 2028 2029 2030 2031 


 
Länder - 690 - 2.396 - 2.378 - 2.343 - 2.296 - 1.919 - 2.572 - 2.439 - 2.419 - 2.386 


 
GewSt - 3 - 3 - 3 - 3 - 3 - 1 - 2 - 3 - 3 - 3 


 
ESt + 1.174 + 934 + 967 + 1.012 + 1.070 - 184 + 647 + 906 + 937 + 982 


 
LSt - 1.839 - 3.307 - 3.322 - 3.335 - 3.348 - 1.732 - 3.205 - 3.322 - 3.333 - 3.348 


 
KSt - 22 - 20 - 20 - 17 - 15 - 2 - 12 - 20 - 20 - 17 


 
  


    
  


    
  


 
Gem. - 305 - 908 - 900 - 889 - 876 - 686 - 944 - 923 - 915 - 906 


 
GewSt - 69 - 69 - 69 - 69 - 69 - 9 - 41 - 69 - 69 - 69 


 
ESt + 415 + 329 + 342 + 359 + 376 - 66 + 229 + 319 + 332 + 346 


 
LSt - 651 - 1.168 - 1.173 - 1.179 - 1.183 - 611 - 1.132 - 1.173 - 1.178 - 1.183 


             


Anmerkungen: 


1) Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten. 


[Durch die Anhebung des Kindergeldes nach dem BKGG ab 1. Januar 2027 um 8 Euro je Kind und Monat entstehen gegenüber der geltenden 
Rechtslage im Jahr 2026 Mehrausgaben von rund … Mio. Euro. Durch die Anhebung des Kindergeldes nach dem BKGG gemäß ab 1. Januar 
2027 um weitere 5 Euro je Kind und Monat entstehen gegenüber der geltenden Rechtslage im Jahr 2026 Mehrausgaben von rund … Mio. 
Euro. 


Aufgrund der Anhebung des Kindergeldes zum 1. Januar 2027 kommt es zu Einsparungen bei den Leistungen zur Sicherung des Lebensun-
terhaltes nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) in Höhe von rund … Mio. Euro pro Jahr; davon entfallen rund … Mio. Euro auf 
den Bund und rund … Mio. Euro auf die Kommunen. Durch die weitere Anhebung des Kindergeldes zum 1. Januar 2028 kommt es zu Ein-
sparungen in Höhe von rund … Mio. Euro pro Jahr; davon entfallen rund ... Mio. Euro auf den Bund und rund … Mio. Euro auf die Kommunen. 


Aufgrund der Anhebung des Kindergeldes zum 1. Januar 2027 kommt es zu Einsparungen bei der Hilfe zum Lebensunterhalt (Drittes Kapitel 
– SGB XII) in Höhe von rund ... Mio. Euro pro Jahr; diese entfallen vollständig auf die Kommunen. Dazu kommen Einsparungen bei der 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (Viertes Kapitel – SGB XII) zum 1. Januar 2027 in Höhe von rund ... Mio. Euro pro Jahr; 
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diese entfallen vollständig auf den Bund. Durch die weitere Anhebung des Kindergeldes zum 1. Januar 2028 kommt es zu Einsparungen bei 
der Hilfe zum Lebensunterhalt (Drittes Kapitel – SGB XII) in Höhe von rund ... Mio. Euro pro Jahr; diese entfallen vollständig auf die Kommunen. 
Dazu kommen Einsparungen bei der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (Viertes Kapitel – SGB XII) zum 1. Januar 2028 in 
Höhe von rund ... Mio. Euro pro Jahr; diese entfallen vollständig auf den Bund. 


Aufgrund der Anhebung des Kindergeldes kommt es zu Einsparungen bei den Leistungen zum Lebensunterhalt (Kapitel 11 des Vierzehnten 
Buches Sozialgesetzbuch – SGB XIV), die wegen der geringen Anzahl der Leistungsbeziehenden nicht bezifferbar sind und auf Bund und 
Länder entfallen. 


Im Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) entstehen durch die Anhebung des Kindergelds keine Einsparungen, da Asylbewerberinnen und 
Asylbewerber grundsätzlich während des laufenden Asylverfahrens keinen Anspruch auf Kindergeld haben.] 
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4. Erfüllungsaufwand 


4.1. Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 


Für die Bürgerinnen und Bürger ändert sich der Erfüllungsaufwand nicht. 


4.2. Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 


lfd. 
Nr. 


Artikel Regelungsentwurf; Norm (§§); Bezeichnung 
der Vorgabe 


IP 


Jährliche 
Fallzahl 
und Ein-
heit 


Jährlicher 
Aufwand pro 
Fall (Minuten * 
Lohnkosten 
pro Stunde 
(Wirtschafts-
zweig) + 
Sachkosten 
in Euro) 


Jährlicher Er-
füllungsauf-
wand (in Tsd. 
Euro) oder 
„geringfügig“ 
(Begründung) 


Einmalige 
Fallzahl 
und Einheit 


Einmaliger 
Aufwand pro 
Fall (Minuten * 
Lohnkosten 
pro Stunde 
(Wirtschafts-
zweig) + 
Sachkosten 
in Euro) 


Einmaliger 
Erfüllungs-
aufwand (in 
Tsd. Euro) 
oder „gering-
fügig“ (Be-
gründung) 


2.1 Artikel 1 Nummer 3, 4 und 6  
Artikel 2 Nummer 1, 2 und 3 


(§ 32 Absatz 6, § 32a Absatz 1, § 39b Absatz 2) 


Anpassung von Lohnsteuerberechnungs-/Lohnabrech-
nungsprogrammen mit Wirkung auf den 1. Januar 2027 
und ab 1. Januar 2028 


 


     geringfügig 


2.2 Artikel 3 Nummer 1 


(§ 29 Absatz 1 Nummer 4 - neu - GewStG) 


Neuer Zerlegungsmaßstab für Rechenzentren 


 


      


 Summe (in Tsd. Euro)        


 davon aus Informationspflichten (IP)         


Zu Nummer 2.1 (§ 32 Absatz 6, § 32a Absatz 1, § 39b Absatz 2) 


Durch die Anpassung des Einkommensteuertarifs und des Kinderfreibetrags entsteht kein laufender Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft. Es 
entsteht geringfügiger, nicht bezifferbarer einmaliger Erfüllungsaufwand infolge der Anpassung von Lohnsteuerberechnungs-/Lohnabrech-
nungsprogrammen. 


Zu Nummer 2.2 (§ 29 Absatz 1 Nummer 4 - neu - GewStG) 
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Jährlich: 


Durch die Einführung des neuen Zerlegungsmaßstabs entsteht für die Wirtschaft kein zusätzlicher jährlicher Erfüllungsaufwand, da lediglich 
die bereits im Rahmen der Gewerbesteuerveranlagung zu übermittelnden Informationen nach einem geänderten Verteilungsschlüssel berück-
sichtigt werden und keine neuen Nachweis-, Melde- oder Dokumentationspflichten geschaffen werden. 


Neue Informationspflichten werden durch die Einführung des neuen Zerlegungsmaßstabs nicht begründet. 


Einmalig: 


Durch die Einführung des neuen Zerlegungsmaßstabs könnte möglicherweise ein geringer einmaliger Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
entstehen, insbesondere infolge der Anpassung interner Prozesse. Dieser Aufwand ist jedoch nicht bezifferbar, da die Maßnahme insbeson-
dere darauf abzielt, den künftigen Bau und die Ansiedlung von Rechenzentren zu begünstigen und daher weder die Anzahl der betroffenen 
Unternehmen noch der hieraus resultierende Umstellungsaufwand verlässlich abgeschätzt werden können. 


4.3. Erfüllungsaufwand der Verwaltung 


lfd. 
Nr. 


Artikel Regelungsentwurf; Norm (§§); Bezeichnung der 
Vorgabe 


Bund/ 
Land 


Jährliche 
Fallzahl 
und Einheit 


Jährlicher 
Aufwand 
pro Fall (Mi-
nuten * 
Lohnkos-
ten pro 
Stunde 
(Hierarchie-
ebene) + 
Sachkos-
ten in Euro) 


Jährlicher 
Erfüllungs-
aufwand (in 
Tsd. Euro) 
oder „ge-
ringfügig“ 
(Begrün-
dung) 


Einmalige 
Fallzahl 
und Einheit 


Einmaliger 
Aufwand 
pro Fall (Mi-
nuten * 
Lohnkos-
ten pro 
Stunde 
(Hierarchie-
ebene) + 
Sachkos-
ten in Euro) 


Einmaliger 
Erfüllungs-
aufwand (in 
Tsd. Euro) 
oder „ge-
ringfügig“ 
(Begrün-
dung) 


3.1 


Artikel 1 Nummer 2 


(§ 9a Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a EStG) 


Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags auf 1.430 € 


Länder 1.040.000 -16,52 € (-
30 Min. * 


33,04 €/h; 
(Durch-


schnitt)) + 
Sachkos-


ten 0,00 € 


-17.180,8       


3.2 


Artikel 1 Nummer 3, 4, 6, Artikel 2 Nummer 1, 2 und 3 


(§ 32 Absatz 6, § 32a Absatz 1, § 39b Absatz 2 EStG) 


Fortlaufende Pflege und Aktualisierung der IT-Verfahren 
der Finanzverwaltung durch eigenes IT-Fachpersonal  


Länder          
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lfd. 
Nr. 


Artikel Regelungsentwurf; Norm (§§); Bezeichnung der 
Vorgabe 


Bund/ 
Land 


Jährliche 
Fallzahl 
und Einheit 


Jährlicher 
Aufwand 
pro Fall (Mi-
nuten * 
Lohnkos-
ten pro 
Stunde 
(Hierarchie-
ebene) + 
Sachkos-
ten in Euro) 


Jährlicher 
Erfüllungs-
aufwand (in 
Tsd. Euro) 
oder „ge-
ringfügig“ 
(Begrün-
dung) 


Einmalige 
Fallzahl 
und Einheit 


Einmaliger 
Aufwand 
pro Fall (Mi-
nuten * 
Lohnkos-
ten pro 
Stunde 
(Hierarchie-
ebene) + 
Sachkos-
ten in Euro) 


Einmaliger 
Erfüllungs-
aufwand (in 
Tsd. Euro) 
oder „ge-
ringfügig“ 
(Begrün-
dung) 


3.3 


Artikel 1 Nummer 5 


(§ 35a Absatz 3 Satz 1 EStG) 


Reduzierung des Prozentsatzes der abzugsfähigen Auf-
wendungen und des Höchstbetrags 


Länder          


3.4 


Artikel 1 Nummer 7 


(§ 40a Absatz 2 EStG)  


Anhebung des einheitlichen Pauschsteuer bei sog. Mini-
Jobs von 2 Prozent auf 5 Prozent 


Bund      geringfügig 


3.5 


Artikel 1 Nummer 9, Artikel 2 Nummer 5, Artikel 4 und 5 


(§ 66 EStG, § 6 BKGG) 


Anhebung Kindergeld 


Bund      geringfügig 


3.6 


Artikel 3 Nummer 1 


(§ 29 Absatz 1 Nummer 4 - neu - GewStG) 


Neuer Zerlegungsmaßstab für Rechenzentren 


Länder       


 Summe (in Tsd. Euro)    -17 180,8    


 davon Bund    0,0    


 davon Land (inklusive Kommunen)    -17 180,8    


Zu Nummer 3.1 (§ 9a Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a EStG) 


Es profitieren voraussichtlich ca. 1,3 Mio. Steuerpflichtige von der Erhöhung des Werbungskostenpauschbetrags von 1 230 Euro auf 
1 430 Euro. Sie brauchen künftig keine Anlage N mehr auszufüllen, da ihre tatsächlichen Aufwendungen unterhalb des neuen Werbungskos-
tenpauschbetrags liegen. Im Finanzamt entfällt unter Berücksichtigung einer durchschnittlichen Autofallquote von 20 Prozent in 1 040 000 Mio. 
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Fällen die Prüfung der Einzelangaben, welche durchschnittlich 30 Min. benötigt. Der personelle Erfüllungsaufwand mindert sich insgesamt um 
17,2 Mio. Euro. 


Dies entspricht rechnerisch 325 Vollzeitarbeitskräften bundesweit. 


Zu Nummer 3.2 (§ 32 Absatz 6, § 32a Absatz 1, § 39b Absatz 2 EStG) 


Einmalig: 


Durch die fortlaufende Pflege und Aktualisierung der IT-Verfahren der Finanzverwaltung durch eigenes IT-Fachpersonal entsteht einmaliger 
geringer automationstechnischer Umstellungsaufwand. Die Höhe des Aufwands ist nicht quantifizierbar. Der personelle Erfüllungsaufwand der 
Finanzämter verändert sich nicht. 


Zu Nummer 3.3 (§ 35a Absatz 3 Satz 1 EStG) 


Einmalig: 


Es entsteht ein einmaliger geringer automationstechnischer Umstellungsaufwand im Rahmen der Pflege innerhalb der Finanzverwaltung der 
Länder. Die Höhe des Aufwands ist nicht quantifizierbar. 


Zu Nummer 3.4 (§ 40a Absatz 2 EStG) 


Einmalig: 


Für den Bund (Bundeszentralamt für Steuern) kann aufgrund der erforderlichen Anpassung ein geringfügiger einmaliger Anpassungsaufwand 
entstehen. Ein konkreter einmaliger Erfüllungsaufwand ist nicht bezifferbar. 


Zu Nummer 3.5 (§ 66 EStG, § 6 BKGG) 


Einmalig: 


Durch die Anhebung des Kindergeldes entsteht bei der Familienkasse der Bundesagentur für Arbeit aufgrund der technischen Umstellung ein 
einmaliger, nicht bezifferbarer Erfüllungsaufwand. 


Zu Nummer 3.6 (§ 29 Absatz 1 Nummer 4 - neu - GewStG) 


Jährlich: 
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Für die Verwaltung entsteht kein zusätzlicher jährlicher Erfüllungsaufwand, da der neue Zerlegungsmaßstab im Rahmen der bestehenden 
Zerlegungs- und Besteuerungsverfahren umgesetzt wird. Besondere Zerlegungsmaßstäbe bestehen bereits für andere Anlagenarten, sodass 
keine grundlegenden Änderungen der Verwaltungsabläufe erforderlich sind. Die einmalige Schulung des neuen Zerlegungsmaßstabs dürfte 
in den bereits regelmäßigen Amtsbesprechungen und Schulungen stattfinden. 


Einmalig: 


Für die Länder kann aufgrund der erforderlichen Anpassung von Programmen und Vordrucken ein geringfügiger einmaliger Umstellungsauf-
wand entstehen. Da entsprechende Anpassungen regelmäßig im Zuge turnusmäßiger Aktualisierungen der IT-Verfahren und Vordrucke erfol-
gen, ist davon auszugehen, dass die Umstellung im Rahmen dieser Arbeiten vorgenommen werden kann.  
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5. Weitere Kosten 


Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine direkten 
sonstigen Kosten. 


Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 


6. Weitere Gesetzesfolgen 


Unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebenssituation von Frauen und Männern 
sind keine Auswirkungen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen gemäß § 2 der 
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien zuwiderlaufen. 


VIII. Befristung; Evaluierung 


Eine Evaluierung ist für keine Regelung vorgesehen. Wegen der nicht signifikanten Auswir-
kungen auf den Erfüllungsaufwand ist eine Evaluation der Regelungen nicht erforderlich. 


B. Besonderer Teil 


Zu Artikel 1 (Änderung des Einkommensteuergesetzes [1.1.2027]) 


Zu Nummer 1 (§ 3b Absatz 2 Satz 1) 


Der für die Berechnung der Zuschläge für Sonntags- und Feiertagsarbeit maximal zulässige 
Grundlohn wird ab dem 1. Januar 2027 von 50 Euro auf 75 Euro angehoben. Der maximal 
zulässige Grundlohn für Nachtarbeit bleibt unverändert bei 50 Euro. 


Nach geltendem Recht sind Zuschläge steuerfrei, die für tatsächlich geleistete Sonntags-, 
Feiertags- oder Nachtarbeit neben dem Grundlohn (d. h. Stundenlohn für die geleistete Ar-
beit zu diesen Zeiten) gezahlt werden, soweit sie gewisse Prozentsätze des Grundlohns 
nicht übersteigen (§ 3b Absatz 1 EStG). Der maßgebliche Grundlohn/Stundenlohn für die 
Berechnung der steuerlich begünstigten Zuschläge ist aktuell einheitlich auf 50 Euro be-
grenzt.  


Die Anhebung setzt die Vereinbarung des Koalitionsausschusses vom 2. Juli 2026 um. 


Die Anhebung der Höchstgrenze für den maximal zulässigen Grundlohn zur Berechnung der 
begünstigten Sonn- und Feiertagszuschläge ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 2027 
anzuwenden, vgl. § 52 Absatz 1 EStG in der Fassung des vorliegenden Änderungsgesetzes. 


Zu Nummer 2 (§ 9a Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a) 


Der Pauschbetrag für Werbungskosten bei den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit 
(Arbeitnehmer-Pauschbetrag) wird ab dem Veranlagungszeitraum 2027 von bisher 
1 230 Euro auf 1 430 Euro erhöht. Er wird in die Programmablaufpläne für den in 2027 vor-
zunehmenden Lohnsteuerabzug eingearbeitet und wirkt sich damit ab dem 1. Januar 2027 
unmittelbar lohnsteuermindernd aus. 


Bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit werden bei aktiv Beschäftigten nach gelten-
dem Recht Werbungskosten in Höhe von 1 230 Euro pauschal anerkannt. Liegen die in der 
Einkommensteuererklärung geltend gemachten tatsächlichen Werbungskosten höher, wird 
bei der Veranlagung der höhere ggf. glaubhaftgemachte Betrag berücksichtigt. Der Arbeit-
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nehmer-Pauschbetrag wurde zuletzt durch das Jahressteuergesetz 2022 (BGBl. I S. 2300) 
auf das derzeitige Niveau von 1 230 Euro angehoben. 


Die Anhebung setzt die Vereinbarung des Koalitionsausschusses vom 2. Juli 2026 zur Re-
form der Einkommensteuer um. Die Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags ist Be-
standteil des dort vereinbarten Maßnahmenpakets zur steuerlichen Entlastung insbeson-
dere kleiner und mittlerer Einkommen. 


Der Arbeitnehmer-Pauschbetrag dient der typisierenden Berücksichtigung von Werbungs-
kosten, ohne dass es eines Einzelnachweises bedarf. Durch seine Anhebung werden bei 
einer größeren Zahl von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern die entstandenen Wer-
bungskosten bereits durch den Pauschbetrag abgegolten. Dies reduziert den Nachweis- 
und Prüfungsaufwand für Steuerpflichtige und Finanzverwaltung und trägt zu einer weiteren 
Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens und zum Bürokratieabbau bei. 


Zu Nummer 3 (§ 32 Absatz 6 Satz 1) 


Der im Herbst 2026 zu erwartende 16. Existenzminimumbericht wird den für die Freistellung 
des Existenzminimums verfassungsrechtlich notwendigen Erhöhungsbedarf für das 
Jahr 2027 beim Kinderfreibetrag aufzeigen. In Höhe der voraussichtlichen Vorgaben dieses 
Berichts wird der Freibetrag für das sächliche Existenzminimum des Kindes (Kinderfreibe-
trag) für jeden Elternteil von 3 414 Euro um 150 Euro auf 3 564 Euro erhöht. Der ab dem 
Veranlagungszeitraum 2027 für ein Kind insgesamt zu berücksichtigende Kinderfreibetrag 
wird somit von 6 828 Euro um 300 Euro auf 7 128 Euro erhöht.  


Zusammen mit dem Freibetrag für den Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbe-
darf (2 928 Euro) ergibt sich eine Anhebung des zur steuerlichen Freistellung des Kinder-
existenzminimums dienenden Betrags von insgesamt 9 756 Euro um 300 Euro auf insge-
samt 10 056 Euro. 


Zu Nummer 4 (§ 32a Absatz 1) 


Mit der Neufassung des § 32a Absatz 1 EStG wird der für den Veranlagungszeitraum 2027 
geltende Einkommensteuertarif normiert. Dabei wird der steuerliche Grundfreibetrag in 
Höhe der voraussichtlichen Ergebnisse des im Herbst 2026 zu erwartenden 16. Existenz-
minimumberichts von 12 348 Euro um 216 Euro auf 12 564 Euro erhöht. Dadurch wird die 
Freistellung des Existenzminimums sichergestellt.  


Durch die Anpassung des Spitzen- und Reichensteuersatzes wird die steuerliche Leis-
tungsfähigkeit innerhalb der Tarifstruktur stärker berücksichtigt und gleichzeitig die Entlas-
tung kleiner und mittlerer Einkommen unterstützt. 


Zu Nummer 5 (§ 35a Absatz 3 Satz 1) 


Mit der Einführung des § 35a EStG ab dem Veranlagungszeitraum 2003 durch das zweite 
Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23. Dezember 2002 (BGBl. I 
S. 4602) sollte ein Anreiz für legale Beschäftigungen in Privathaushalten geschaffen und 
die Schwarzarbeit bekämpft werden. Mit dem Gesetz zur steuerlichen Förderung von 
Wachstum und Beschäftigung vom 26. April 2006 (BGBl. I S. 1091) wurde die Steuerermä-
ßigung u. a. für Aufwendungen für die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen für Re-
novierungs-, Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen erweitert, um auch Wachstum 
und Beschäftigung zu fördern.  


Danach ermäßigt sich für die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen für Renovie-
rungs-, Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen die tarifliche Einkommensteuer auf 
Antrag um 20 Prozent der Aufwendungen, höchstens 1 200 Euro, § 35a Absatz 3 Satz 1 
EStG.  
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§ 35a Absatz 3 EStG zählt zu den 20 größten Subventionsnormen im Einkommensteuer-
recht. Durch die Änderung soll die Subventionswirkung zurückgefahren und die Steuerer-
mäßigung für Handwerkerleistungen auf 15 Prozent der abzugsfähigen Aufwendungen und 
der Höchstbetrag auf 900 Euro reduziert werden. 


Zu Nummer 6 (§ 39b Absatz 2 Satz 7) 


Durch die Regelung in § 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz EStG wird verhindert, dass 
beim Lohnsteuerabzug nach den Steuerklassen V und VI in einzelnen Teilbereichen eine 
zu niedrige Durchschnittssteuerbelastung bzw. eine zu hohe Grenzsteuerbelastung eintritt. 


Die Zahlenwerte hängen mit den Tarifeckwerten in § 32a EStG unmittelbar zusammen und 
werden für den Lohnsteuerabzug in 2027 angepasst (Folgeänderung zur Tarifänderung). 


Zu Nummer 7 (§ 40a Absatz 2) 


Der einheitliche Pauschsteuersatz für sog. Mini-Jobs wird ab dem 1. Januar 2027 von bis-
her 2 Prozent auf 5 Prozent erhöht.  


Der Arbeitgeber kann nach geltendem Recht unter Verzicht auf den Abruf von elektroni-
schen Lohnsteuerabzugsmerkmalen (§ 39e Absatz 4 Satz 2 EStG) oder die Vorlage einer 
Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug (§ 39 Absatz 3 oder § 39e Absatz 7 oder 8 EStG) 
die Lohnsteuer einschließlich Solidaritätszuschlag und Kirchensteuern (einheitliche 
Pauschsteuer) für das Arbeitsentgelt aus den in Absatz 2 benannten geringfügigen Be-
schäftigungen (sog. Mini-Jobs) mit einem einheitlichen Pauschsteuersatz in Höhe von ins-
gesamt 2 Prozent des Arbeitsentgelts erheben. Der einheitliche Pauschsteuersatz wurde 
mit dem Zweiten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23. Dezem-
ber 2002 (BGBl. I S. 4621) eingeführt und ist seither unverändert.  


Die Anhebung setzt die Vereinbarung des Koalitionsausschusses vom 2. Juli 2026 um.  


Zu Nummer 8 (§ 52 Absatz 1) 


Mit der Neufassung wird die allgemeine Anwendungsregelung in § 52 Absatz 1 EStG mit 
Inkrafttreten 1. Januar 2027 auf den Veranlagungszeitraum 2027 bzw. auf den Lohnsteu-
erabzug 2027 fortgeschrieben. Die ab dem 1. Januar 2027 in Kraft tretenden Änderungen 
des Einkommensteuergesetzes sind damit grundsätzlich erstmals ab dem Veranlagungs-
zeitraum 2027 bzw. für den Lohnsteuerabzug 2027 anzuwenden. 


Zu Nummer 9 (§ 66 Absatz 1) 


Mit dem Steuerfortentwicklungsgesetz vom 23. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 449) 
wurde in § 66 Absatz 3 EStG mit Wirkung zum 1. Januar 2026 ein Anpassungsmechanis-
mus eingeführt, der bewirkt, dass das Kindergeld entsprechend erhöht wird, wenn die Frei-
beträge für Kinder angehoben werden.  


Aufgrund der Anhebungen der Freibeträge für Kinder (siehe Artikel 1 Nummer 3) wird das 
Kindergeld daher mit Wirkung zum 1. Januar 2027 um 8 Euro auf insgesamt 267 Euro an-
gehoben. Danach steigen Kindergeld und Freibeträge für Kinder mit zeitgleicher Wirkung 
und prozentual gleichmäßig. 


Zu Artikel 2 (Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes [1.1.2028]) 


Zu Nummer 1 (§ 32 Absatz 6 Satz 1) 


Der im Herbst 2026 zu erwartende 16. Existenzminimumbericht wird den für die Freistellung 
des Existenzminimums verfassungsrechtlich notwendigen Erhöhungsbedarf für das 
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Jahr 2028 beim Kinderfreibetrag aufzeigen. In Höhe der voraussichtlichen Vorgaben dieses 
Berichts wird der Freibetrag für das sächliche Existenzminimum des Kindes (Kinderfreibe-
trag) für jeden Elternteil von 3 564 Euro um 90 Euro auf 3 654 Euro erhöht. Der ab dem 
Veranlagungszeitraum 2028 für ein Kind insgesamt zu berücksichtigende Kinderfreibetrag 
wird somit von 7 128 Euro um 180 Euro auf 7 308 Euro erhöht. Zusammen mit dem Frei-
betrag für den Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf (2 928 Euro) ergibt 
sich eine Anhebung des zur steuerlichen Freistellung des Kinderexistenzminimums dienen-
den Betrags von insgesamt 10 056 Euro um 180 Euro auf insgesamt 10 236 Euro. 


Zu Nummer 2 (§ 32a Absatz 1) 


Mit der Neufassung des § 32a Absatz 1 EStG wird der für den Veranlagungszeitraum 2028 
geltende Einkommensteuertarif normiert. Dabei wird der steuerliche Grundfreibetrag in 
Höhe der voraussichtlichen Ergebnisse des im Herbst 2026 zu erwartenden 16. Existenz-
minimumberichts von 12 564 Euro um 336 Euro auf 12 900 Euro erhöht. Dadurch wird die 
Freistellung des Existenzminimums sichergestellt.  


Durch die Anpassung des Spitzen- und Reichensteuersatzes wird die steuerliche Leis-
tungsfähigkeit innerhalb der Tarifstruktur stärker berücksichtigt und gleichzeitig die Entlas-
tung kleiner und mittlerer Einkommen unterstützt. 


Zu Nummer 3 (§ 39b Absatz 2 Satz 7) 


Durch die Regelung in § 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz EStG wird verhindert, dass 
beim Lohnsteuerabzug nach den Steuerklassen V und VI in einzelnen Teilbereichen eine 
zu niedrige Durchschnittssteuerbelastung bzw. eine zu hohe Grenzsteuerbelastung eintritt. 


Die Zahlenwerte hängen mit den Tarifeckwerten in § 32a EStG unmittelbar zusammen und 
werden für den Lohnsteuerabzug ab 2028 angepasst (Folgeänderung zur Tarifänderung). 


Zu Nummer 4 (§ 52 Absatz 1) 


Mit der Neufassung wird die allgemeine Anwendungsregelung in § 52 Absatz 1 EStG mit 
Inkrafttreten 1. Januar 2028 auf den Veranlagungszeitraum 2028 bzw. auf den Lohnsteu-
erabzug 2028 fortgeschrieben. Die ab dem 1. Januar 2028 in Kraft tretenden Änderungen 
des Einkommensteuergesetzes sind damit grundsätzlich erstmals ab dem Veranlagungs-
zeitraum 2028 bzw. für den Lohnsteuerabzug 2028 anzuwenden. 


Zu Nummer 5 (§ 66 Absatz 1) 


Mit dem Steuerfortentwicklungsgesetz vom 23. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 449) 
wurde in § 66 Absatz 3 EStG mit Wirkung zum 1. Januar 2026 ein Anpassungsmechanis-
mus eingeführt, der bewirkt, dass das Kindergeld entsprechend erhöht wird, wenn die Frei-
beträge für Kinder angehoben werden.  


Aufgrund der Anhebungen der Freibeträge für Kinder (siehe Artikel 2 Nummer 1) wird das 
Kindergeld daher mit Wirkung zum 1. Januar 2028 um 5 Euro auf insgesamt 272 Euro an-
gehoben. Danach steigen Kindergeld und Freibeträge für Kinder mit zeitgleicher Wirkung 
und prozentual gleichmäßig. 







 - 34 - Bearbeitungsstand: 18.08.2026  07:19 


 


Zu Artikel 3 (Änderung des Gewerbesteuergesetzes [1.1.2027]) 


Zu Nummer 1 (§ 29 Absatz 1) 


Zu Buchstabe a (§ 29 Absatz 1 Nummer 1) 


Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung, die mit der Einführung eines weiteren 
besonderen Zerlegungsmaßstabs in § 29 Absatz 1 GewStG erforderlich wird. 


Zu Buchstabe b (§ 29 Absatz 1 Nummer 3) 


Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung auf Grund der Einfügung der neuen Num-
mer 4. 


Zu Buchstabe c (§ 29 Absatz 1 Nummer 4 – neu –) 


Unterhält ein Betrieb in mehreren Gemeinden Betriebstätten oder erstreckt sich eine Be-
triebstätte auf das Gebiet mehrerer Gemeinden, ist der Betrieb in jeder dieser Gemeinden 
gewerbesteuerpflichtig. Hierfür ist der für den Gewerbebetrieb insgesamt ermittelte Gewer-
besteuermessbetrag zu zerlegen. Maßstab für die vorzunehmende Zerlegung ist dabei 
grundsätzlich das Verhältnis der in den einzelnen Betriebstätten gezahlten Arbeitslöhne zur 
Summe der im gesamten Betrieb gezahlten Arbeitslöhne. 


Um Standortgemeinden beim ausschließlichen Betrieb von Windkraft- und Solaranlagen 
sowie beim Betrieb von Energiespeicheranlagen stärker und gleichmäßiger am Gewerbe-
steueraufkommen zu beteiligen, sehen § 29 Absatz 1 Nummer 2 und 3 GewStG bereits 
besondere Zerlegungsmaßstäbe vor. Diese dienen gleichermaßen dazu, die Akzeptanz 
von Erneuerbare-Energien-Projekten in den jeweiligen Gemeinden zu erhöhen und die 
energiepolitischen Ziele der Bundesregierung zu unterstützen. 


Mit der Einführung eines besonderen Zerlegungsmaßstabs für Rechenzentren in § 29 Ab-
satz 1 Nummer 4 GewStG werden die Ziele der Nationalen Rechenzentrumsstrategie der 
Bundesregierung unterstützt. Die Strategie verfolgt das Ziel, Deutschland als wettbewerbs-
fähigen, nachhaltigen und resilienten Rechenzentrumsstandort zu stärken und den bedarfs-
gerechten Ausbau moderner digitaler Infrastrukturen zu fördern. Für die Umsetzung dieser 
Ziele ist die Bereitschaft der Standortkommunen, geeignete Flächen bereitzustellen und die 
Ansiedlung neuer Rechenzentren zu unterstützen, von wesentlicher Bedeutung. 


Der Bau und Betrieb von Rechenzentren geht regelmäßig mit erheblichen Auswirkungen 
auf die Standortgemeinden einher. Hierzu zählen insbesondere Eingriffe in das Orts- und 
Landschaftsbild, ein erhöhter Flächenbedarf sowie – je nach Ausgestaltung der Anlage – 
zusätzliche Lärmimmissionen und ein erheblicher Bedarf an Energie und Wasser. Diese 
standortbezogenen Belastungen können die Bereitschaft der betroffenen Kommunen, Flä-
chen für Rechenzentren auszuweisen und entsprechende Vorhaben zu begleiten, beein-
trächtigen. 


Aufgrund des hohen Automatisierungsgrades von Rechenzentren profitieren die Standort-
gemeinden häufig nicht am Gewerbesteueraufkommen, obwohl sie die wesentlichen stand-
ortbezogenen Auswirkungen des Anlagenbetriebs tragen. 


Ein besonderer Zerlegungsmaßstab trägt diesem Spannungsverhältnis Rechnung. Er ge-
währleistet eine angemessenere Beteiligung der Standortgemeinden am Gewerbesteuer-
aufkommen der Betreiber von Rechenzentren und stärkt damit die Akzeptanz für die An-
siedlung und den Ausbau dieser für die digitale Infrastruktur Deutschlands unverzichtbaren 
Einrichtungen.  
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Mit § 29 Absatz 1 Nummer 4 GewStG wird – vergleichbar der beim Betrieb von Windkraft- 
und Solaranlagen sowie Energiespeicheranlagen bestehenden Regelung – ergänzend zum 
Zerlegungsmaßstab Arbeitslöhne für Betreiber von Rechenzentren ein weiterer besonderer 
Zerlegungsmaßstab eingeführt, der sich im Wesentlichen an der nicht redundanten elektri-
schen Nennanschlussleistung der betreffenden Anlagen ausrichtet.  


Zur Bestimmung der nicht-redundanten elektrischen Nennanschlussleistung ist die zwi-
schen dem Betreiber des Rechenzentrums und dem vorgelagerten Stromnetzbetreiber be-
ziehungsweise dem Energieversorgungsunternehmen vertraglich vereinbarte maximale 
Anschlussleistung maßgeblich (sogenannte Bestellleistung). Maßgeblich ist die vertraglich 
vereinbarte Anschlussleistung unabhängig davon, ob diese zum jeweiligen Zeitpunkt be-
reits vollständig in Anspruch genommen wird. Die Anknüpfung an die vertraglich vereinbarte 
Anschlussleistung gewährleistet eine eindeutige, objektiv nachprüfbare und praktikable Be-
stimmung der nicht-redundanten elektrischen Nennanschlussleistung. Für die Anwendung 
des § 29 Absatz 1 Nummer 4 GewStG richtet sich der Begriff des Rechenzentrums nach 
der Legaldefinition des § 2 Nummer 18 des Energieeffizienzgesetzes (EnEfG). Diese Le-
galdefinition wird durch das Gesetz zur Beschleunigung der Umsetzung der Energieeffi-
zienzrichtlinie neu in das Energieeffizienzgesetz aufgenommen und soll noch vor Abschluss 
des Gesetzgebungsverfahrens zur Änderung des Gewerbesteuergesetzes in Kraft treten.  


Ein Rechenzentrum ist eine Struktur oder eine Gruppe von Strukturen, die für die Beher-
bergung, die Vernetzung und den Betrieb von Computersystemen/Servern und zugehöriger 
Ausrüstung für die Speicherung, Verarbeitung und/oder Verbreitung von Daten sowie für 
verbundene Tätigkeiten genutzt wird mit einer elektrischen Leistung der installierten Infor-
mationstechnik ab 500 Kilowatt. Durch die Anknüpfung an die neu zu schaffende Definition 
im EnEfG wird ein einheitliches Begriffsverständnis sichergestellt und der Anwendungsbe-
reich der Regelung eindeutig bestimmt.  


Mit der Anwendung des Zerlegungsmaßstabs Arbeitslöhne zu 10 Prozent und des Zerle-
gungsmaßstabs nicht redundante elektrische Nennanschlussleistung zu 90 Prozent wird 
den Belangen der Gemeinde des Geschäftssitzes und der Standortgemeinden der Rechen-
zentren Rechnung getragen. 


Zu Nummer 2 (§ 36 Absatz 5d Satz 1) 


Die Zerlegungsregelung in § 29 Absatz 1 Nummer 4 GewStG ist erstmals für den Erhe-
bungszeitraum 2027 anzuwenden 


Zu Artikel 4 (Änderung des Bundeskindergeldgesetzes [1.1.2027]) 


§ 6 Absatz 1 


Die Änderung vollzieht die Änderung des § 66 Absatz 1 EStG nach (siehe Begründung zu 
Artikel 1 Nummer 9). 


Zu Artikel 5 (Weitere Änderung des Bundeskindergeldgesetzes [1.1.2028]) 


§ 6 Absatz 1 


Die Änderung vollzieht die Änderung des § 66 Absatz 1 EStG nach (siehe Begründung zu 
Artikel 2 Nummer 5). 


Zu Artikel 6 (Änderung der Sozialversicherungsentgeltverordnung [1.1.2027]) 


§ 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
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Die Regelung knüpft an die Neuregelung des § 3b EStG zur Steuerfreiheit von Zuschlägen 
für u. a. Sonn- und Feiertagsarbeit (siehe Artikel 1 Nummer 1) an. Sie verfolgt das Ziel, 
Sonn- und Feiertagszuschläge, die in einem Tarifvertrag geregelt sind, in dessen räumli-
chen, fachlichen und persönlichen Anwendungsbereich das jeweilige Arbeitsverhältnis fällt, 
und dessen Bestimmungen für das Arbeitsverhältnis gelten, künftig in derselben Höhe wie 
bei der Einkommensteuer auch in der Sozialversicherung beitragsfrei zu stellen. Die Best-
immungen eines Tarifvertrags gelten für das Arbeitsverhältnis, wenn seine Rechtsnormen 
das Arbeitsverhältnis entweder unmittelbar nach den §§ 3 und 4 oder § 5 Absatz 4 des Ta-
rifvertragsgesetzes erfassen oder wenn seine Anwendung zwischen den Arbeitsvertrags-
parteien vereinbart worden ist; die arbeitsvertragliche Inbezugnahme einzelner Regelungen 
des Tarifvertrags genügt nicht. 


Für Sonn- und Feiertagszuschläge, die nicht in einem Tarifvertrag geregelt sind, in dessen 
Geltungsbereich das jeweilige Arbeitsverhältnis fällt und dessen Bestimmungen für das Ar-
beitsverhältnis gelten, sowie für Nachtzuschläge verbleibt es bei der bisherigen Regelung 
zur Beitragsfreiheit für die Sozialversicherung. 


Zu Artikel 6 (Inkrafttreten) 


Zu Absatz 1 


Die Artikel 1, 3, 4 und 6 treten am 1. Januar 2027 in Kraft. 


Zu Absatz 2 


Die Artikel 2 und 5 treten am 1. Januar 2028 in Kraft. 
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Am 1. Januar 2026 ist § 122a AO in der gem. Artikel 3 Nummer 3 i. V. m. Artikel 74 Absatz 10 des 
Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) in Kraft getreten, wodurch sich zahlreiche 
Änderungen in Bezug auf die Bekanntgabe von Verwaltungsakten mittels Bereitstellung zum 
Datenabruf (im Weiteren „elektronische Bekanntgabe“) ergeben. Ergänzend hierzu wurde im 
Rahmen des Gesetzes zur Anpassung des Mindeststeuergesetzes und zur Umsetzung weiterer 
Maßnahmen vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 353) geregelt, dass § 122a Absatz 1 Satz 2 
AO n.F. erst auf Verwaltungsakte anzuwenden ist, die nach dem 31. Dezember 2026 bekannt-
gegeben werden (vgl. Art. 97 § 28 Abs. 2 EGAO). 


Die gesetzlichen Änderungen betreffen zuvorderst die folgenden drei Punkte: 


Wegfall des Einwilligungserfordernisses 


Nach § 122a Absatz 1 Satz 2 AO soll die Bekanntgabe von Verwaltungsakten künftig grundsätz-
lich mittels Bereitstellung zum Datenabruf erfolgen, sofern kein Antrag auf postalische Bekannt-
gabe gestellt wurde. 


Eine Einwilligung in die elektronische Bekanntgabe – wie noch von § 122a Abs. 1 AO in der Fas-
sung des Artikels 1 Nummer 20 des Gesetzes zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens 
vom 18. Juli 2016 (BGBl. 2016 I S. 1679) gefordert – ist nicht mehr erforderlich. 


Anwendung von § 122a Absatz 1 Satz 2 AO erst ab dem 1. Januar 2027 


Aufgrund der zeitlich verschobenen Anwendung von § 122a Absatz 1 Satz 2 AO erfolgt auch in 
2026 eine elektronische Bekanntgabe nach § 122a Absatz 1 Satz 1 AO nur dann, wenn der Steuer-
pflichtige oder sein Empfangsbevollmächtigter ihre Einwilligung in die elektronische Bekannt-
gabe gemäß dem vor dem 1. Januar 2026 geltenden Recht erteilt hat. Die Einwilligung kann auch 
noch in 2026 erteilt werden. 
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Die zeitliche Anwendungsregelung durch das Gesetz vom 22. Dezember 2025 soll gewährleisten, 
dass allen Beteiligten im Jahr 2026 die Möglichkeit gegeben wird, sich mit angemessener Vorlauf-
zeit auf die Rechtsänderungen einzustellen. 


Beginn der Bekanntgabevermutung mit Bereitstellung des Verwaltungsaktes zum Abruf 


Ein nach § 122a AO elektronische bekanntzugebender Verwaltungsakt gilt künftig am vierten 
Tag nach seiner Bereitstellung zum Datenabruf als bekannt gegeben. 


Auch wenn die abrufberechtigte Person nach § 122a Absatz 1 Satz 3 AO am Tag der Bereitstellung 
zum Datenabruf elektronisch weiterhin über die Möglichkeit des Abrufs und ihre Rechtswir-
kungen zu benachrichtigen ist, hat diese Benachrichtigung künftig nur eine Hinweisfunktion. Sie 
ist abweichend von der bisherigen Rechtslage nicht mehr Anknüpfungspunkt der gesetzlichen 
Bekanntgabe-Vermutung (vgl. BT-Drs. 20/13015 S. 101). 


Die elektronische Bekanntgabe von Steuerverwaltungsakten ist ein bedeutender Schritt in Rich-
tung Digitalisierung der Steuerverwaltung. Daneben eröffnet die Umstellung zugleich auch den 
Steuerpflichtigen die Möglichkeit, sich in eigenen Verwaltungsangelegenheiten digitaler aufzu-
stellen und die Zusammenarbeit mit der Steuerverwaltung effizienter zu gestalten. 


Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt bei Anwendung der Neu-
regelungen betreffend die elektronische Bekanntgabe von Steuerverwaltungsakten durch 
Landesfinanzbehörden im Auftrag des Bundes ab dem 1. Januar 2026 in allen offenen Fällen 
im Übrigen Folgendes: 


1. Elektronische Bekanntgabe ab dem 1. Januar 2026 


Für das Jahr 2026 ändert sich die bestehende Vorgehensweise bei der Bekanntgabe von Verwal-
tungsakten (Steuerbescheide etc.) nicht. Verwaltungsakte werden im Jahr 2026 nur dann elektro-
nisch bekanntgegeben, wenn zuvor im ELSTER-Benutzerkonto aktiv in die elektronische 
Bekanntgabe oder bei Vollmachtnehmern mit elektronischer Vollmacht aktiv für die jeweilige 
Vollmacht in die elektronische Bekanntgabe eingewilligt wurde.  


Die Möglichkeit der Einwilligung steht also auch in 2026 weiterhin zur Verfügung und die Finanz-
verwaltung berücksichtigt dies. 


In allen übrigen Fällen erfolgt die Bekanntgabe der Verwaltungsakte im Jahr 2026 weiterhin 
postalisch. 


2. Elektronische Bekanntgabe ab dem 1. Januar 2027 


Nach der neuen Fassung des § 122a AO ist für die elektronische Bekanntgabe von Verwaltungs-
akten ab dem 1. Januar 2027 keine ausdrückliche Einwilligung mehr notwendig, Damit wird der 
elektronische Steuerbescheid zum Regelfall, solange kein Antrag auf postalische Bekanntgabe 
gestellt wird. Die postalische Bekanntgabe wird zur Ausnahme.  
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Bei Steuerpflichtigen ohne bereitgestelltes aktives ELSTER-Nutzerkonto sowie Vollmacht-
nehmern, die ihre Empfangsvollmacht noch nicht in elektronischer Form (zum Beispiel über die 
Kammervollmachtsdatenbank oder über die Vollmachtdatenbank der Steuerverwaltung 
(erreichbar über Mein ELSTER oder die ERiC-Schnittstelle)) übermitteln, erfolgt in 2027 weiter-
hin eine postalische Bekanntgabe. Dies gilt auch dann, wenn kein Antrag auf postalische 
Bekanntgabe gestellt wurde.  


3. Antrag auf postalische Bekanntgabe 


Anträge auf postalische Bekanntgabe sind erstmalig für Bekanntgaben ab dem 1. Januar 2027 
erforderlich (vgl. Tz. 1 und 2). Sie gelten ab Eingang bei der Finanzbehörde mit Wirkung für die 
Zukunft. Maßgeblich ist, dass der Antrag auf postalische Bekanntgabe der zuständigen Finanz-
behörde zum Zeitpunkt der letzten Behördenhandlung (Bereitstellung zum Datenabruf) vorliegt.  


Anträge auf postalische Bekanntgabe (§ 122a Absatz 2 AO n. F.) für Bekanntgaben ab dem 
1. Januar 2027 sollten über das Online-Portal „ELSTER" gestellt oder widerrufen werden. 


Der Antrag auf postalische Bekanntgabe und der Widerruf des Antrags kann für sämtliche Ver-
waltungsakte in Bezug auf dieselbe Steuernummer nur einheitlich ausgeübt werden. 


Für Vollmachtnehmer, die ihre Vollmachten bereits in elektronischer Form übermitteln, besteht 
die Möglichkeit, Anträge auf postalische Bekanntgabe (§ 122a Absatz 2 AO n.F.) für Bekanntgaben 
ab dem 1. Januar 2027 über die Kammervollmachtsdatenbank bzw. ebenfalls über das Online-
Portal „ELSTER" zu stellen oder diese zu widerrufen.  


Der Antrag auf postalische Bekanntgabe und der Widerruf des Antrags kann bei Empfangsbe-
vollmächtigen für die mit einer Vollmacht verknüpften Steuernummern nur einheitlich ausge-
übt werden. 


Stellt in Fällen einer gemeinsamen Bekanntgabe an Ehegatten/Lebenspartner einer der Betei-
ligten einen Antrag auf postalische Bekanntgabe nach § 122a Absatz 2 AO, erfolgt eine posta-
lische Bekanntgabe nach § 122 Absatz 7 Satz 1 AO an die gemeinsame Anschrift. Der Antrag auf 
postalische Bekanntgabe nach § 122a Abs. 2 AO eines Beteiligten hat keine Einzelbekanntgabe 
zur Folge.  
 
In den Fällen einer Einzelbekanntgabe an Ehegatten/Lebenspartner nach § 122 Absatz 7 Satz 3 
AO erfolgt stets eine postalische Bekanntgabe gegenüber den Beteiligten. 
 
Weitere Informationen zur genauen Vorgehensweise werden zu gegebener Zeit über die Steuer-
beraterkammer bzw. allgemeine Informationen der Finanzverwaltung veröffentlicht. 
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4. Wirkung einer bisher nicht erteilten Einwilligung nach § 122a Abs. 1 AO in der Fassung 
des Gesetzes vom 18. Juli 2016 (BGBl. 2016 I S. 1679)  


Die bisherige (und auch in 2026 noch hinterlegte) Nichteinwilligung in die elektronische 
Bekanntgabe stellt keinen Antrag auf postalische Bekanntgabe im Sinne des § 122a Absatz 2 
Satz 1 AO n. F. dar (vgl. BT.Drs. 21/2751 S. 70).  


Das bedeutet: Unabhängig vom Zeitpunkt der Erklärungsabgabe werden Steuerbescheide ohne 
ausdrücklich gestellten Antrag auf postalische Bekanntgabe ab dem 1. Januar 2027 grundsätzlich 
elektronisch bekannt gegeben (vgl. Tz. 2). 


5. Verwaltung von Steuernummern unter ELSTER  


Unter dem Menüpunkt „Bekanntgabe verwalten“ können im jeweiligen ELSTER-Account 
mehrere Steuernummern verwaltet werden: 


 die „eigene“ Steuernummer (als Einzelperson, ggf. mit dem Einzelunternehmen), 


 die „gemeinsame“ Steuernummer (bei Zusammenveranlagung), 


 die Steuernummer einer nicht-natürlichen Person (PersG oder KapG). 


Die Art und Weise der Bekanntgabe (also elektronisch oder postalisch) kann sodann für jede 
Steuernummer ausgewählt werden.  


Für das Jahr 2026 kann bezogen auf die jeweilige Steuernummer weiterhin die Einwilligung in 
die elektronische Bekanntgabe für Bekanntgaben bis zum 31. Dezember 2026 erteilt werden.  


Für das Jahr 2027 steht parallel dazu die im Funktionsumfang vergleichbare Möglichkeit der 
Beantragung einer postalischen Bekanntgabe für Bekanntgaben ab dem 1. Januar 2027 zur Verfü-
gung (vgl. Tz. 3). 


Bei mehreren Steuernummern kann die Einwilligung oder der Antrag auf postalische Bekannt-
gabe auch insgesamt für alle Steuernummern angelegt werden. Dies gilt nur für die aktuell ver-
gebenen Steuernummern, die mit dem jeweiligen ELSTER-Konto verknüpft sind. 


6. Kein Anspruch auf elektronische Bekanntgabe 


Nach § 122a Absatz 1 AO steht den Finanzbehörden in Bezug auf die tatsächliche Vornahme der 
elektronischen Bekanntgabe sowohl zum jetzigen Zeitpunkt als auch ab dem 1. Januar 2027 
weiterhin ein Ermessen zu. Es handelt sich bei der elektronischen Bekanntgabe insbesondere 
nicht um einen Rechtsanspruch der Beteiligten. So kann beispielsweise von der Möglichkeit der 
elektronischen Bekanntgabe aus technischen oder organisatorischen Gründen abgewichen 
werden.  
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Die elektronische Bekanntgabe ist bundesweit derzeit grundsätzlich nur für die Einkommen-
steuer, Gewerbesteuer und Körperschaftsteuer möglich. Für alle anderen Steuer- und Feststel-
lungsbescheide ist eine elektronische Bekanntgabe aus technischen Gründen derzeit (noch) nicht 
möglich. Dies gilt insbesondere auch für Umsatzsteuer- sowie Feststellungsbescheide.  
 
Im Fall einer postalischen Bekanntgabe, obwohl nach § 122a Abs. 1 AO grundsätzlich eine 
elektronische Bekanntgabe hätte erfolgen sollen, sind die Bestimmungen des § 122 Abs. 2 AO für 
den Zeitpunkt der Bekanntgabe maßgeblich. 
 


7. Elektronische Bekanntgabe trotz Antrag auf postalische Bekanntgabe  
nach § 122a Abs. 2 AO 


Nicht in allen Fällen, in denen ein Antrag auf postalische Bekanntgabe nach § 122a Absatz 2 AO 
gestellt wurde, kann verwaltungsseitig eine elektronische Bekanntgabe vollkommen ausge-
schlossen werden. So ist es zum Beispiel möglich, dass sich ein Antrag auf postalische Bekannt-
gabe mit der elektronischen Bekanntgabe so eng zeitlich überschneidet, dass er nicht mehr 
berücksichtigt werden kann.  
 
Ungeachtet dessen gelten in diesen Fällen die für die tatsächlich erfolgte Form der Bekanntgabe 
einschlägigen Vorschriften. Wird also anstelle einer beantragten postalischen Bekanntgabe nach 
§ 122 Absatz 2 AO der Bescheid elektronisch bekannt gegeben, ist für den Zeitpunkt und die 
Wirksamkeit der Bekanntgabe § 122a AO (also die Bereitstellung des Bescheids zum Datenabruf) 
maßgeblich. Wenn aufgrund der Erwartung einer postalischen Bekanntgabe der zum Abruf 
bereitgestellte Bescheid tatsächlich nicht oder erst verspätet abgerufen worden ist, kommt eine 
Wiedereinsetzung in eine deshalb versäumte Frist in Betracht. 
 


8. Neufassung des AEAO zu § 122a 


Weitergehende Informationen zur elektronischen Bekanntgabe finden sich im neu gefassten 
Anwendungserlass zu § 122a AO. 


Im Auftrag 


 


Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 
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Urteil vom 17. Juni 2026, II R 25/23
Erbfallkostenpauschale bei Vermächtnis; keine Kürzung der Erbfallkostenpauschale für den einzigen persönlich
steuerpflichtigen Erwerber


ECLI:DE:BFH:2026:U.170626.IIR25.23.0


BFH II. Senat


ErbStG § 2, ErbStG § 10 Abs 5 Nr 3 S 1, ErbStG § 10 Abs 5 Nr 3 S 2, ErbStR 2019 R E10.9 Abs 5


vorgehend Niedersächsisches Finanzgericht , 28. Juni 2023, Az: 3 K 169/21


Leitsätze


1. Den Pauschbetrag für Erbfallkosten nach § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes
können auch Vermächtnisnehmer in Anspruch nehmen.


2. Sind in einem Erbfall neben einem einzigen unbeschränkt steuerpflichtigen Erwerber weitere Personen vorhanden,
deren Erwerb nicht der deutschen Besteuerung unterliegt, unterbleibt eine Aufteilung des Pauschbetrags.


Tenor


Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Niedersächsischen Finanzgerichts vom 28.06.2023 - 3 K 169/21
aufgehoben.


Der Bescheid vom 26.07.2021 in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 07.09.2021 wird dahingehend geändert, dass
die Erbschaftsteuer auf 4.200 € festgesetzt wird.


Die Kosten des gesamten Verfahrens hat der Beklagte zu tragen.


Tatbestand


I.


Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) erhielt aufgrund einer testamentarischen Verfügung ihrer Tante
(Erblasserin) einen Betrag von 50.000 Britischen Pfund (GBP). Die Erblasserin lebte zum Zeitpunkt ihres Todes im
November 2019 im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland (Vereinigtes Königreich). Sie wurde von
ihrem ebenfalls im Vereinigten Königreich lebenden Bruder beerbt. Der Nachlass hatte einen Wert von
247.605 GBP. Der Betrag von 50.000 GBP entspricht 58.301,56 € bei einem Wechselkurs von 1 GBP = 1,16603 € am
27.11.2019. Dem Wechselkurs liegt der mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 29.01.2020 (BStBl
I 2020, 225) für November 2019 mitgeteilte Umsatzsteuer-Umrechnungskurs von 1 € = 0,85761 GBP zugrunde.


1


In ihrer Erbschaftsteuererklärung beantragte die Klägerin den Abzug des Pauschbetrags für Erbfallkosten nach § 10
Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes (ErbStG) i.d.F. des Steuer-
Euroglättungsgesetzes vom 19.12.2000 (BGBl I 2000, 1790) ‑‑ErbStG a.F.‑‑ in Höhe von 10.300 €. Sie machte
geltend, der Pauschbetrag stehe ihr in voller Höhe zu, da sie in diesem Erbfall die einzige in der Bundesrepublik
Deutschland steuerpflichtige Erwerberin sei. Beerdigungskosten habe sie nicht getragen. Ihr seien jedoch
Rechtsverfolgungskosten in Höhe von 13,20 € entstanden, da sie sich gegenüber dem Nachlassverwalter habe
identifizieren müssen. Zum Nachweis legte sie Belege über 6 € für eine Beglaubigung und 7,20 € für Briefporto vor.


2


Mit Bescheid vom 26.07.2021 setzte der Beklagte und Revisionsbeklagte (Finanzamt ‑‑FA‑‑) die Erbschaftsteuer
gegen die Klägerin auf 5.685 € fest. Den Pauschbetrag für Erbfallkosten nach § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 ErbStG a.F.
berücksichtigte das FA nicht. Der Einspruch der Klägerin blieb erfolglos.


3
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Entscheidungsgründe


II.


Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung der Vorentscheidung und zur überwiegenden Klagestattgabe (§ 126
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung ‑‑FGO‑‑). Das FG hat den Pauschbetrag für Erbfallkosten nach § 10 Abs. 5
Nr. 3 Satz 2 ErbStG a.F. zu Unrecht gekürzt. Dieser ist in voller Höhe zu gewähren. Die Bereicherung der Klägerin ist
jedoch nach dem am Stichtag geltenden Wechselkurs berichtigend mit 58.301,56 € anzusetzen.


Das Klageverfahren ruhte bis zum Ergehen des Urteils des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 01.02.2023 - II R 3/20 (BFHE
279, 222, BStBl II 2023, 717).


4


Die Klage hatte teilweise Erfolg. Das Finanzgericht (FG) brachte den Pauschbetrag für Erbfallkosten nach § 10 Abs. 5
Nr. 3 Satz 2 ErbStG a.F. anteilig im Verhältnis des Werts des klägerischen Erwerbs zum Wert des Nachlasses in Höhe
von 2.080 € zum Abzug und setzte die Erbschaftsteuer auf 5.385 € fest. Den von der Klägerin unter Verweis auf
R E 10.9 Abs. 5 der Erbschaftsteuer-Richtlinien 2019 vom 16.12.2019 (BStBl I, Sondernummer 1/2019, 2) ‑‑ErbStR
2019‑‑ begehrten ‑‑zusätzlichen‑‑ Abzug ihrer tatsächlichen Kosten lehnte es ab. Das Urteil ist in Entscheidungen
der Finanzgerichte (EFG) 2023, 1143 veröffentlicht.


5


Mit ihrer Revision rügt die Klägerin die Verletzung des § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 ErbStG a.F. Sie macht geltend, ihr
stehe die Erbfallkostenpauschale in voller Höhe zu, da neben ihr keine weiteren inländischen Erwerber vorhanden
seien. Der Erwerb des britischen Erben könne mangels dessen persönlicher Steuerpflicht gemäß § 2 ErbStG nicht
berücksichtigt werden. Eine Kürzung des Pauschbetrags verbiete sich, wenn es ‑‑wie hier‑‑ an einer Mehrzahl von
Erwerbern fehle, da ansonsten ein Teil des Pauschbetrags verfalle. Eine Kürzung der Pauschale widerspreche auch
dem Vereinfachungszweck des § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 ErbStG. Die vom FG vorgenommene Aufteilung nach der
Erwerbsquote sei ungeeignet, denn sie erfordere eine Ermittlung des nicht steuerbaren ausländischen Erwerbs. Die
Versagung des Abzugs der Pauschale in voller Höhe lasse sich auch nicht mit den Regelungen in § 10 Abs. 6 Satz 1
und 2 und § 16 Abs. 2 ErbStG rechtfertigen. Die Vorschriften seien im Streitfall nicht einschlägig.


6


Die Klägerin hat in der mündlichen Verhandlung vor dem BFH ihren Klageantrag dahingehend eingeschränkt hat,
dass sie den Abzug der tatsächlichen Kosten in Höhe von 13,20 € zusätzlich zum Pauschbetrag nicht mehr geltend
macht.


7


Die Klägerin beantragt,
die Vorentscheidung aufzuheben und den Erbschaftsteuerbescheid vom 26.07.2021 in Gestalt der
Einspruchsentscheidung vom 07.09.2021 dahingehend zu ändern, dass der steuerpflichtige Erwerb um den
Erbfallkostenpauschbetrag in Höhe von 10.300 € herabgesetzt wird.


8


Das FA beantragt,
die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


9


Es verteidigt die Vorentscheidung. Entgegen der Auffassung der Klägerin setze die Gewährung eines nur anteiligen
Pauschbetrags nicht denknotwendig eine Steuerpflicht sämtlicher Erwerber voraus. Es sei sachgerecht, die Steuer
des inländischen Beteiligten nur in dem Maße zu mindern, in dem sie herabzusetzen wäre, wenn alle Erwerber
inländische Erwerber wären. Anderenfalls käme es zu einer übermäßigen steuerlichen Begünstigung des
inländischen Erwerbers.


10


1. Der Erbschaftsteuer unterliegt nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 3 ErbStG der Erwerb von Todes wegen. Dazu gehören
der Erwerb durch Erbanfall und der Erwerb durch Vermächtnis (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG). In den Fällen des § 1 Abs. 1
Nr. 1 ErbStG tritt die Steuerpflicht für den gesamten Vermögensanfall (unbeschränkte Steuerpflicht) ein, wenn der
Erblasser zur Zeit seines Todes oder der Erwerber zur Zeit der Entstehung der Steuer (§ 9 ErbStG) ein Inländer ist.
Das FG hat offengelassen, ob die Klägerin aufgrund der testamentarischen Verfügung der Erblasserin Erbin oder
Vermächtnisnehmerin geworden ist. Feststellungen zum ausländischen Recht hat es nicht getroffen. Im Streitfall ist
dies nicht zu beanstanden, da jedenfalls entweder ein Erwerb nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Alternative 1 oder nach § 3
Abs. 1 Nr. 1 Alternative 2 ErbStG vorliegt. Als Inländerin ist die Klägerin unbeschränkt steuerpflichtig (§ 2 Abs. 1
Nr. 1 Buchst. a ErbStG).


12


2. Bei einem Erwerb von Todes wegen nach § 3 ErbStG gilt als Bereicherung der Betrag, der sich ergibt, wenn von13


Seite 2 von 5







dem nach § 12 ErbStG zu ermittelnden Wert des gesamten Vermögensanfalls, soweit er der Besteuerung nach dem
Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz unterliegt, die nach § 10 Abs. 3 bis 9 ErbStG abzugsfähigen
Nachlassverbindlichkeiten abgezogen werden (§ 10 Abs. 1 Satz 2 ErbStG; BFH-Urteil vom 01.09.2021 - II R 8/20,
BFHE 275, 253, BStBl II 2022, 475, Rz 9). Gemäß § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 1 ErbStG sind als Nachlassverbindlichkeiten
abzugsfähig die Kosten der Bestattung des Erblassers, die Kosten für ein angemessenes Grabdenkmal, die Kosten
für die übliche Grabpflege mit ihrem Kapitalwert für eine unbestimmte Dauer sowie die Kosten, die dem Erwerber
unmittelbar im Zusammenhang mit der Abwicklung, Regelung oder Verteilung des Nachlasses oder mit der
Erlangung des Erwerbs entstehen. Für diese Kosten wird nach § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 ErbStG a.F. insgesamt ein
Betrag in Höhe von 10.300 € ohne Nachweis abgezogen.


a) Der Ansatz der Kostenpauschale dient der Vereinfachung der Steuerfestsetzung (BFH-Urteil vom 01.02.2023 -
II R 3/20, BFHE 279, 222, BStBl II 2023, 717, Rz 15; vgl. BTDrucks 8/3688, S. 23). Er setzt nicht den Nachweis
voraus, dass zumindest dem Grunde nach tatsächlich Kosten angefallen sind, die der Pauschbetrag erfasst. Das
Gesetz geht zutreffend davon aus, dass mit dem Erwerb von Todes wegen typischerweise Kosten im Sinne des § 10
Abs. 5 Nr. 3 Satz 1 ErbStG entstehen. Ein Nachweis darüber, dass Kosten dem Grunde nach angefallen sind, würde
dem Vereinfachungszweck zuwiderlaufen (vgl. BFH-Urteil vom 01.02.2023 - II R 3/20, BFHE 279, 222, BStBl II 2023,
717, Rz 16).


14


b) Der Pauschbetrag nach § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 ErbStG kann nicht nur von Erben in Anspruch genommen werden.
Er steht auch anderen Erwerbern wie Vermächtnisnehmern oder Pflichtteilsberechtigten zu (Billig, Umsatzsteuer-
und Verkehrsteuer-Recht ‑‑UVR‑‑ 2024, 61, 62; Vorbeck, Deutsches Steuerrecht ‑‑DStR‑‑ 2023, 2391, 2392; im
Grundsatz auch Konrad in Fischer/Pahlke/Wachter, ErbStG, 8. Aufl., § 10 Rz 228; Weinmann in Moench/Weinmann,
§ 10 ErbStG Rz 88; Loose in von Oertzen/Loose/Stalleiken, Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz, 3. Aufl.,
§ 10 ErbStG Rz 75; FG Nürnberg, Urteil vom 14.05.1998 - IV 128/97, EFG 1998, 1419; FG Köln, Urteil vom
05.01.2000 - 9 K 8042/98; R E 10.9 Abs. 2 Satz 2 ErbStR 2019; a.A. nur FG Köln, Urteil vom 23.04.1991 -
9 K 2011/89).


15


aa) Auch diesen Erwerbern können Kosten entstehen, die der Pauschbetrag erfasst. Zu jenen Kosten gehören auch
die Erwerbskosten im Sinne des § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 1 ErbStG. Gemäß dem Wortlaut des § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2
ErbStG ("diese Kosten") umfasst der Pauschbetrag nicht nur Beerdigungskosten, sondern sämtliche der in § 10 Abs. 5
Nr. 3 Satz 1 ErbStG genannten Kostenarten (vgl. BFH-Urteil vom 01.02.2023 - II R 3/20, BFHE 279, 222, BStBl II
2023, 717, Rz 15). Er dient damit auch dazu, Kosten abzugelten, die dem Erwerber unmittelbar im Zusammenhang
mit der Erlangung des Erwerbs erwachsen.


16


bb) Nicht zu folgen ist daher der Ansicht der Finanzverwaltung, Aufwendungen des Erwerbers, die sich allein auf die
Erlangung seines Erwerbs beziehen und nicht den Nachlass belasten, könnten neben dem Pauschbetrag abgezogen
werden, soweit sie nachgewiesen werden (R E 10.9 Abs. 5 ErbStR 2019; so auch Gottschalk in
Troll/Gebel/Jülicher/Gottschalk, ErbStG, § 10 Rz 237; Weinmann in Moench/Weinmann, § 10 ErbStG Rz 87). Dieser
Standpunkt deckt sich nicht mit dem Wortlaut des § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 ErbStG, der ausdrücklich auf alle in § 10
Abs. 5 Nr. 3 Satz 1 ErbStG genannten Kosten Bezug nimmt. Davon ist auch das FG ausgegangen.


17


cc) Die Berechtigung anderer Erwerber als Erben, den Pauschbetrag abzuziehen, unterliegt keinen Einschränkungen.
Die Auffassung der Finanzverwaltung, Voraussetzung für den Abzug beim einzelnen Erwerber sei, dass eine
rechtliche oder sittliche Verpflichtung zur Kostenübernahme besteht (R E 10.9 Abs. 2 Satz 3 ErbStR 2019), bezieht
sich nach R E 10.9 Abs. 2 Satz 1 ErbStR 2019 auf die Kosten der standesgemäßen Beerdigung des Erblassers. Ihr
liegt noch das Verständnis zugrunde, der Pauschbetrag erfasse lediglich die Kosten der Bestattung des Erblassers
und die Kosten für ein angemessenes Grabdenkmal sowie die übliche Grabpflege. Dieses Verständnis ist jedoch mit
dem BFH-Urteil vom 01.02.2023 - II R 3/20 (BFHE 279, 222, BStBl II 2023, 717, Rz 12) überholt (Billig, UVR 2024,
61, 62; Vorbeck, DStR 2023, 2391, 2392).


18


c) Der nach § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 ErbStG a.F. zu gewährende Betrag in Höhe von 10.300 € wird für die in § 10
Abs. 5 Nr. 3 Satz 1 ErbStG genannten Kosten für jeden Erbfall nur einmal gewährt (BFH-Urteile vom 01.02.2023 -
II R 3/20, BFHE 279, 222, BStBl II 2023, 717, Rz 14; vom 10.07.2024 - II R 31/21, BFHE 285, 258, BStBl II 2026, 224,
Rz 18; BFH-Beschluss vom 24.02.2010 - II R 31/08, BFHE 228, 189, BStBl II 2010, 491, Rz 2; vgl. BTDrucks VI/3418,
S. 66). Es können unabhängig von der Anzahl der Erwerber von Todes wegen für die Summe der in § 10 Abs. 5 Nr. 3
Satz 1 ErbStG genannten Kosten eines Erbfalls pauschal nicht mehr als 10.300 € abgezogen werden (BFH-Beschluss
vom 24.02.2010 - II R 31/08, BFHE 228, 189, BStBl II 2010, 491, Leitsatz). Sind in einem Erbfall mehrere Erwerber
von Todes wegen vorhanden, ist der Pauschbetrag aufzuteilen. Wie diese Aufteilung zu erfolgen hat, ist nicht
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gesetzlich geregelt. Die Finanzverwaltung behandelt einen solchen Sachverhalt dahingehend, dass, wenn sich die
Erwerber auf eine Aufteilung einigen, die Finanzverwaltung diese Aufteilung der Besteuerung zugrunde legt (vgl.
R E 10.9 Abs. 3 Satz 4 ErbStR 2019).


d) Sind in einem Erbfall neben einem einzelnen unbeschränkt steuerpflichtigen Erwerber weitere Personen
vorhanden, deren Erwerb nicht der deutschen Besteuerung unterliegt, unterbleibt eine Aufteilung des
Pauschbetrags. Der einzige nach § 2 ErbStG persönlich steuerpflichtige Erwerber kann den vollen Pauschbetrag
abziehen (Curdt in Kapp/Ebeling, § 10 ErbStG Rz 155; Billig, UVR 2024, 61, 63 f.).


20


aa) Eine Kürzung des Pauschbetrags ‑‑etwa auf den Anteil am Nachlass oder den Anteil an den gesamten Kosten im
Sinne des § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 1 ErbStG oder nach Köpfen‑‑ hätte zur Folge, dass der Kürzungsbetrag verfällt. Dies
sieht das Gesetz jedoch nicht vor. § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 ErbStG a.F. gewährt allen nach § 2 ErbStG persönlich
steuerpflichtigen Erwerbern insgesamt einen Pauschbetrag in Höhe von 10.300 €. Der Umstand, dass bei
zivilrechtlicher Betrachtung weitere Erwerber existieren, die nicht gemäß § 2 ErbStG im Inland steuerpflichtig sind,
führt nicht dazu, dass der Pauschbetrag der dem Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz unterfallenden
Erwerber gemindert ist. Maßgebend ist insoweit eine erbschaftsteuerrechtliche Betrachtung (vgl. BFH-Urteil vom
01.02.2023 - II R 3/20, BFHE 279, 222, BStBl II 2023, 717, Rz 14, zum Nacherbfall).


21


bb) Entgegen der Auffassung des FG ist eine Kürzung auch nicht deshalb notwendig, weil anderenfalls der einzige
persönlich steuerpflichtige Erwerber übermäßig begünstigt würde. Soweit sich die Begünstigung aus dem Umstand
ergibt, dass dem Erwerber nur geringe Kosten entstanden sind, steht einer Kürzung der Vereinfachungszweck der
Pauschalierung entgegen. Der erkennende Senat hat bereits entschieden, dass der Abzug des Pauschbetrags nicht
den Nachweis voraussetzt, dass überhaupt Kosten angefallen sind (vgl. BFH-Urteil vom 01.02.2023 - II R 3/20, BFHE
279, 222, BStBl II 2023, 717, Rz 16). Soweit die Begünstigung aus der geringen Zahl persönlich steuerpflichtiger
Erwerber in einem Erbfall folgt, hat sie der Gesetzgeber hingenommen, indem er einen Pauschbetrag pro Erbfall
und nicht einen ‑‑gegebenenfalls niedrigeren‑‑ Pauschbetrag pro Erwerber vorgesehen hat.


22


cc) Die Notwendigkeit einer Kürzung des Pauschbetrags wegen einer Überbegünstigung ergibt sich entgegen der
Ansicht des FG weder aus § 10 Abs. 6 Satz 1 und 2 noch aus § 16 Abs. 2 ErbStG. Diese Vorschriften betreffen jeweils
einen anderen Sachverhalt. § 10 Abs. 6 Satz 1 ErbStG untersagt im Falle der unbeschränkten Steuerpflicht den
Abzug von Schulden und Lasten, soweit diese in wirtschaftlichem Zusammenhang mit Vermögensgegenständen
stehen, die nicht der Besteuerung nach dem Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz unterliegen. § 10 Abs. 6
Satz 2 ErbStG gestattet in den Fällen der beschränkten Steuerpflicht (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 ErbStG) und der
Nichtbesteuerung eines Teils des Erwerbs aufgrund eines Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung
(§ 19 Abs. 2 ErbStG), in denen sich jeweils die Besteuerung auf einzelne Vermögensgegenstände beschränkt, den
Abzug nur der mit diesen Vermögensgegenständen in wirtschaftlichem Zusammenhang stehenden Schulden und
Lasten. § 16 Abs. 2 ErbStG betrifft ebenfalls den Fall der beschränkten Steuerpflicht. Davon zu unterscheiden ist der
‑‑hier vorliegende‑‑ Fall der unbeschränkten Steuerpflicht nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG, bei dem der Erwerb des
Steuerpflichtigen vollständig der inländischen Besteuerung unterliegt. Diesen Vorschriften kann auch nicht das
Prinzip entnommen werden, dass der Erwerb eines persönlich steuerpflichtigen Erwerbers mit dem Erwerb eines
nicht steuerpflichtigen Erwerbers zur Verhinderung einer Überbegünstigung zusammenzufassen ist, um durch eine
Verhältnisrechnung einen lediglich abziehbaren Teil des Erbfallkostenpauschbetrags zu bestimmen.


23


3. Das FG ist von anderen Grundsätzen ausgegangen. Es hat den Pauschbetrag für Erbfallkosten nach § 10 Abs. 5
Nr. 3 Satz 2 ErbStG a.F. nur anteilig gewährt. Die Vorentscheidung war daher aufzuheben.


24


4. Die Sache ist spruchreif. Der angefochtene Bescheid in Gestalt der Einspruchsentscheidung ist rechtswidrig und
verletzt die Klägerin in ihren Rechten (§ 100 Abs. 1 Satz 1 FGO). Er ist dahingehend zu ändern, dass die
Erbschaftsteuer auf 4.200 € festgesetzt wird. Von der Bereicherung der Klägerin in Höhe von 58.301,56 € ist der
Pauschbetrag für Erbfallkosten nach § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 ErbStG a.F. in Höhe von 10.300 € abzuziehen. Der nach
§ 10 Abs. 1 Satz 6 ErbStG auf volle 100 € nach unten abgerundete steuerpflichtige Erwerb der Klägerin beträgt
48.000 €. Unter Berücksichtigung eines Freibetrags von 20.000 € (§ 16 Abs. 1 Nr. 5, § 15 Abs. 1 Steuerklasse II Nr. 3
ErbStG) und eines Steuersatzes von 15 % (§ 19 Abs. 1 ErbStG) beläuft sich die Erbschaftsteuer auf 4.200 €.


25


5. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 1, § 136 Abs. 1 Satz 1 und 3 FGO. Da der Streitwert nicht hoch ist
und die Klägerin bei einer Kostenverteilung gemäß § 136 Abs. 1 Satz 1 FGO nur circa 4 % und damit weniger als
5 % der Kosten zu tragen hätte, ist § 136 Abs. 1 Satz 3 FGO anwendbar (vgl. BFH-Urteil vom 20.04.2005 - X R 53/04,
BFHE 210, 100, BStBl II 2005, 698, unter II.7.). Das Unterliegen der Klägerin beruht darauf, dass das FA bei dem
Ansatz der Bereicherung nicht den am Bewertungsstichtag geltenden Umsatzsteuer-Umrechnungskurs für die
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Umrechnung von Britischen Pfund in Euro zugrunde gelegt hat. Wegen der Geringfügigkeit ihres Unterliegens bleibt
der Umstand, dass sie erst in der mündlichen Verhandlung vor dem BFH ihren Antrag dahingehend eingeschränkt
hat, dass sie den Abzug tatsächlicher Kosten in Höhe von 13,20 € ‑‑zusätzlich zum Pauschbetrag‑‑ nicht mehr
begehrt, ohne Auswirkung auf die Kostenentscheidung.
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Urteil vom 24. Juni 2026, I R 57/23
Abkommensrechtliche Sperrwirkung für formellen Fremdvergleich


ECLI:DE:BFH:2026:U.240626.IR57.23.0


BFH I. Senat


KStG § 8 Abs 3 S 2, DBA CYP 2011 Art 3 Abs 1 Buchst f, DBA CYP 2011 Art 3 Abs 1 Buchst g, DBA CYP 2011 Art 9 Abs 1,
KStG § 8 Abs 2, EStG § 15 Abs 3 Nr 2, KStG VZ 2013


vorgehend Finanzgericht Berlin-Brandenburg , 19. September 2023, Az: 8 K 8171/21


Leitsätze


1. Bei einer verdeckten Gewinnausschüttung (vGA) wird der formelle Fremdvergleich nach den Sonderbedingungen für
beherrschende Gesellschafter und ihnen nahestehende Personen durch Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 gesperrt. Die
Aufgabe der Rechtsprechung zur umfassenden Sperrwirkung von mit Art. 9 Abs. 1 OECD-Musterabkommen
vergleichbaren Regelungen steht dem nicht entgegen.


2. Die Sperrwirkung des Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 hinsichtlich des formellen Fremdvergleichs setzt voraus, dass es
sich um abkommensrechtliche Unternehmen im Sinne des Art. 3 Abs. 1 Buchst. f und g DBA-Zypern 2011 handelt. Rein
vermögensverwaltende Tätigkeiten reichen hierfür nicht aus. Die nationalen Gewerblichkeitsfiktionen des § 15 Abs. 3 Nr.
2 des Einkommensteuergesetzes und des § 8 Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes finden keine Anwendung.


Tenor


Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg vom 19.09.2023 - 8 K 8171/21
aufgehoben.


Die Sache wird an das Finanzgericht Berlin-Brandenburg zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung
zurückverwiesen.


Diesem wird die Entscheidung über die Kosten des Verfahrens übertragen.


Tatbestand


I.


Die Beteiligten streiten über die Voraussetzungen einer verdeckten Gewinnausschüttung (vGA) sowie darüber, ob die
entsprechende Gewinnkorrektur wegen einer abkommensrechtlichen Sperrwirkung ausgeschlossen ist.


1


Die Anteile der als Vorratsgesellschaft gegründeten Klägerin und Revisionsbeklagten (Klägerin), einer deutschen
GmbH, wurden am …2012 von der X-Ltd. mit Sitz in der Republik Zypern (Zypern) erworben. Alleinige
Gesellschafterin der X-Ltd. war im Jahr 2013 (Streitjahr) die Y-Ltd., ebenfalls mit Sitz in Zypern. Mit notariell
beurkundetem Kaufvertrag vom …2013 erwarb die Klägerin eine im Inland belegene Immobilie für einen Kaufpreis
von 8.740.000 €.


2


Im Rahmen einer Außenprüfung stellte sich heraus, dass die Y-Ltd. über ihre Zweigniederlassung in der
Bundesrepublik Deutschland (Deutschland) für Leistungen im Zusammenhang mit dem Erwerb der Immobilie im
Zeitraum Februar bis April 2013 gegenüber der Klägerin ein Entgelt in Höhe von 87.333,33 € abgerechnet hatte. Als
Leistungsgegenstand waren die Prüfung und Beurteilung des Kaufvertrags, das Führen und Begleiten der
Preisverhandlungen, die technische Due Diligence, die Prüfung und Bestätigung der kaufpreisrelevanten Rent Roll
und sonstige Leistungen angegeben. Umsatzsteuer wurde wegen einer umsatzsteuerrechtlichen Organschaft nicht
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Entscheidungsgründe


II.


ausgewiesen. Den von der Y-Ltd. in Rechnung gestellten Betrag aktivierte die Klägerin als Anschaffungskosten für
den Erwerb der Immobilie und verteilte ihn auf das Grundstück und das Gebäude. Dagegen ging die Außenprüfung
von einer vGA aus, da die Klägerin keinen eigenen Einfluss auf die Entscheidung gehabt habe, welche Immobilie
angeschafft werde. Hierzu berief sie sich auf die Ausführungen, die eine andere Gesellschaft der Y-Gruppe im
Rahmen des finanzgerichtlichen Verfahrens 8 K 8131/17 gemacht hatte. Danach habe die Y-Gruppe aus mehr als
100 einzelnen Immobiliengesellschaften ohne eigenes Personal bestanden. Der jeweilige Grundstücksankauf sei
von den Mitarbeitern der Muttergesellschaft unter Anwendung standardisierter Geschäftsprozesse übernommen
worden.


Der Beklagte und Revisionskläger (Finanzamt ‑‑FA‑‑) erließ daraufhin für das Streitjahr einen geänderten
Körperschaftsteuerbescheid und setzte die Körperschaftsteuer auf 0 € fest. Entsprechend den Ergebnissen der
Außenprüfung minderte das FA die Anschaffungskosten für die Immobilie um 87.333 € und änderte außerdem die
Aufteilung der Anschaffungskosten auf Grundstück und Gebäude, so dass sich eine Gewinnminderung von
69.512,48 € ergab. Darüber hinaus nahm das FA eine vGA von insgesamt 118.619 € an (87.333 € zuzüglich der von
der Klägerin selbst getragenen Kapitalertragsteuer von 29.654,87 € und dem hierauf anfallenden
Solidaritätszuschlag von 1.631,01 €). Des Weiteren erließ das FA einen Haftungsbescheid für die Kapitalertragsteuer
und den Solidaritätszuschlag in Höhe von insgesamt 31.285,79 €. Einsprüche blieben erfolglos.


4


Das Finanzgericht (FG) Berlin-Brandenburg hat der hiergegen gerichteten Klage mit Urteil vom 19.09.2023 -
8 K 8171/21 (Entscheidungen der Finanzgerichte ‑‑EFG‑‑ 2024, 322) im Wesentlichen stattgegeben. Insbesondere
hat es hinsichtlich des Körperschaftsteuerbescheids für 2013 die Berücksichtigung einer vGA im Ergebnis abgelehnt
und den angefochtenen Haftungsbescheid aufgehoben.


5


Die Voraussetzungen einer vGA nach § 8 Abs. 3 Satz 2 des Körperschaftsteuergesetzes in der für das Streitjahr
geltenden Fassung (KStG) seien im Streitfall grundsätzlich erfüllt. Die Y-Ltd. sei eine der beherrschenden
Gesellschafterin X-Ltd. nahestehende Person. Die von ihr in Rechnung gestellten 87.333 € seien zwar in der Bilanz
der Klägerin als Anschaffungskosten zu aktivieren und hielten einem materiellen Fremdvergleich stand.
Insbesondere habe die Y-Ltd. die Leistungen tatsächlich erbracht, die Höhe des Entgelts von 0,1 % des Kaufpreises
sei angemessen und der Sachverhalt sei nicht mit der Übernahme von Gründungskosten einer GmbH vergleichbar.
Nach den Sonderbedingungen für beherrschende Gesellschafter und diesen nahestehende Personen liege eine vGA
aber auf Grundlage eines formellen Fremdvergleichs vor, da eine ausdrückliche und im Voraus getroffene
Vereinbarung zwischen der Y-Ltd. und der Klägerin weder vorgetragen noch erkennbar sei. Der offensichtlich nur
konkludent erteilte Auftrag sei nicht ausreichend.


6


Die vGA könne jedoch wegen einer Sperrwirkung des Art. 9 Abs. 1 des Abkommens zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Republik Zypern zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der
Steuerverkürzung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen vom 18.02.2011 (BGBl II 2011,
1069, BStBl I 2012, 223) ‑‑DBA-Zypern 2011‑‑ nicht berücksichtigt werden. Dem abkommensrechtlichen Grundsatz
des "dealing at arm's length" sei ein formeller Fremdvergleich fremd. Die Voraussetzungen des Art. 9 Abs. 1 DBA-
Zypern 2011 seien im Streitfall erfüllt, da sowohl die X-Ltd. als auch die Klägerin Unternehmen des einen
beziehungsweise des anderen Vertragsstaats seien. Dass die Y-Ltd. eine Zweigniederlassung in Deutschland habe,
sei für die Anwendung des Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 in Bezug auf die streitgegenständliche vGA unerheblich.


7


Der Tenor des FG-Urteils ist durch Beschluss vom 01.11.2023 - 8 K 8171/21 nach § 107 Abs. 1 der
Finanzgerichtsordnung (FGO) hinsichtlich des Betrags der Anschaffungskosten, der Bemessungsgrundlage für die
Absetzung für Abnutzung (AfA) und des AfA-Satzes berichtigt worden.


8


Das FA macht mit seiner Revision die Verletzung formellen und materiellen Rechts geltend und beantragt,
die Vorentscheidung aufzuheben und die Klage insgesamt abzuweisen,
hilfsweise, die Vorentscheidung aufzuheben und die Sache an das Finanzgericht zurückzuverweisen.


9


Die Klägerin beantragt, die Revision zurückzuweisen.10
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II.


Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und zur Zurückverweisung der Sache
an das FG zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 FGO). Ob die Zahlungen der
Klägerin an die Y-Ltd. als vGA im Sinne des § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG einzuordnen sind und der Gewinn der Klägerin
auf dieser Grundlage außerbilanziell zu korrigieren ist, kann anhand der bisherigen tatrichterlichen Feststellungen
nicht abschließend beurteilt werden.


11


1. Nach § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG mindern unter anderem vGA das Einkommen nicht.12


Unter einer vGA sind bei einer Kapitalgesellschaft nach ständiger Rechtsprechung des Senats (z.B. Urteil vom
04.05.2022 - I R 25/19, BFH/NV 2022, 1313, m.w.N.) Vermögensminderungen (verhinderte Vermögensmehrungen)
zu verstehen, die durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst oder mitveranlasst sind, sich auf die Höhe des
Unterschiedsbetrags gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) i.V.m. § 8 Abs. 1 KStG auswirken
und in keinem Zusammenhang zu einer offenen Ausschüttung stehen. Für den größten Teil der entschiedenen Fälle
hat der Senat die Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis angenommen, wenn die Kapitalgesellschaft ihrem
Gesellschafter oder einer diesem nahestehenden Person einen Vermögensvorteil zuwendet, den sie bei Anwendung
der Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters einem Nichtgesellschafter nicht gewährt hätte.
Zudem muss der Vorgang geeignet sein, bei dem begünstigten Gesellschafter einen sonstigen Bezug im Sinne des
§ 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG auszulösen.


13


Ist der begünstigte Gesellschafter ein beherrschender, so kann eine vGA auch dann anzunehmen sein, wenn die
Kapitalgesellschaft eine Leistung an ihn oder an eine ihm nahestehende Person erbringt, für die es an einer klaren
und eindeutigen, im Voraus getroffenen, zivilrechtlich wirksamen und tatsächlich durchgeführten Vereinbarung
fehlt (formeller Fremdvergleich). In diesen Fällen indiziert das vom Fremdvergleich abweichende Verhalten der
Kapitalgesellschaft und ihres Gesellschafters (oder der ihm nahestehenden Person) die Veranlassung durch das
Gesellschaftsverhältnis (ständige Rechtsprechung, z.B. Senatsurteil vom 15.03.2023 - I R 41/19, BFHE 280, 131,
BStBl II 2024, 654, m.w.N.).


14


Ob das Handeln einer Kapitalgesellschaft durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst oder mitveranlasst ist, muss
im gerichtlichen Verfahren in erster Linie das FG anhand aller Umstände des konkreten Einzelfalls beurteilen
(ständige Rechtsprechung, z.B. Senatsurteil vom 22.05.2024 - I R 2/21, BFH/NV 2024, 1337).


15


2. Die Sonderbedingungen für beherrschende Gesellschafter und ihnen nahestehende Personen gelten auch unter
Beachtung des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 27.05.2025 - 2 BvR 172/24 (Deutsches
Steuerrecht ‑‑DStR‑‑ 2025, 1569) weiter fort (vgl. hierzu auch BVerfG-Beschluss vom 07.11.1995 - 2 BvR 802/90,
BStBl II 1996, 34).


16


Das BVerfG hat in seinem Beschluss vom 27.05.2025 - 2 BvR 172/24 (DStR 2025, 1569) ausgeführt, dass im Rahmen
des Fremdvergleichs eine Gesamtbetrachtung aller maßgeblichen Umstände geboten sei. Für den Erfolg der
Verfassungsbeschwerde war letztlich entscheidend, dass der Fremdvergleich allein aufgrund fehlender
Schriftlichkeit abgelehnt und dieses formale Kriterium dadurch zu einem Tatbestandsmerkmal verselbständigt
worden war.


17


Die Senatsrechtsprechung zum formellen Fremdvergleich, mit der den Besonderheiten des Verhältnisses zwischen
einer Kapitalgesellschaft und deren beherrschendem Gesellschafter Rechnung getragen werden soll (vgl. hierzu
Gosch in Gosch, KStG, 4. Aufl., § 8 Rz 318, m.w.N.), hat dagegen nicht zur Folge, dass einzelne formale Kriterien als
Tatbestandsmerkmale verselbständigt werden und eine Gesamtwürdigung unterbleibt. Der formelle Fremdvergleich
ist zwar ein eigenständiger Begründungsansatz, wonach unter Berücksichtigung der besonderen
Einflussmöglichkeiten eines beherrschenden Gesellschafters schon aus der Verletzung bestimmter formaler
Kriterien ein Indiz im Sinne einer (widerlegbaren) Vermutung folgt, dass dem Grunde nach eine Veranlassung durch
das Gesellschaftsverhältnis vorliegt (Gosch in Gosch, KStG, 4. Aufl., § 8 Rz 320 und 334). Auch in diesem Rahmen
bleibt aber eine Gesamtwürdigung der formalen Kriterien und des Umfangs ihrer Verletzung erforderlich. So führt
beispielsweise auch bei beherrschenden Gesellschaftern nicht jeder Verstoß gegen das Gebot zur tatsächlichen
Durchführung der vereinbarten Regelungen zwangsläufig zu einer vGA (vgl. Senatsurteil vom 29.06.1994 -
I R 11/94, BFHE 175, 253, BStBl II 1994, 952). Dagegen ist die angemessene Höhe der vereinbarten Leistungen
grundsätzlich nicht geeignet, die aus einer Verletzung des formellen Fremdvergleichs resultierende Vermutung zu
widerlegen (vgl. Senatsurteil vom 11.12.1991 - I R 49/90, BFHE 166, 545, BStBl II 1992, 434; Senatsbeschluss vom
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12.10.1995 - I B 46/95, BFH/NV 1996, 266; Gosch in Gosch, KStG, 4. Aufl., § 8 Rz 333 f. und 350). Denn der formelle
Fremdvergleich führt bereits dem Grunde nach zu einer Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis.


3. Unter Berücksichtigung dieser Maßgaben ist das FG zu Recht davon ausgegangen, dass es bei der Klägerin trotz
Aktivierung der an die Y-Ltd. geleisteten Zahlungen als Anschaffungskosten der Immobilie zu einer
Vermögensminderung im Sinne des § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG gekommen ist.


19


a) Wird die vGA ‑‑wie im Streitfall‑‑ auf die Sonderbedingungen für beherrschende Gesellschafter und ihnen
nahestehende Personen gestützt (formeller Fremdvergleich), ist für die Prüfung einer Vermögensminderung
zwischen Leistung und Gegenleistung zu trennen (vgl. Gosch in Gosch, KStG, 4. Aufl., § 8 Rz 398; Neumann in
Rödder/Herlinghaus/Neumann, KStG, 2. Aufl., § 8 Rz 203). Dies folgt aus dem Umstand, dass die Nichteinhaltung
des formellen Fremdvergleichs bereits dem Grunde nach ‑‑und nicht erst der Höhe nach‑‑ auf eine Veranlassung
durch das Gesellschaftsverhältnis schließen lässt.


20


b) Ob eine Vermögensminderung auch unabhängig vom formellen Fremdvergleich vorläge, kann dagegen offen
bleiben, da das FG eine vGA nach den Grundsätzen des materiellen Fremdvergleichs rechtsfehlerfrei abgelehnt hat.


21


Eine entsprechende Anwendung der Grundsätze zur vGA bei Übernahme von Gründungsaufwand durch eine
Kapitalgesellschaft (vgl. Senatsurteile vom 11.02.1997 - I R 42/96, BFH/NV 1997, 711; vom 11.10.1989 - I R 12/87,
BFHE 158, 390, BStBl II 1990, 89) scheidet von vorneherein aus, da es hier nicht um den unmittelbaren
Gründungsvorgang der Klägerin, sondern um Aufwand für den Erwerb von Wirtschaftsgütern zur Aufnahme der von
ihr geplanten Tätigkeiten geht.


22


Im Übrigen ist der Senat an die tatsächliche Würdigung des FG zur grundsätzlichen Fremdüblichkeit der Übernahme
von Aufwendungen für die Vermittlung und Prüfung eines Renditeobjekts, zur tatsächlichen Erbringung der
Leistungen sowie zur Angemessenheit der konkreten Höhe des Rechnungsbetrags gebunden (§ 118 Abs. 2 FGO).
Hierbei ist es unschädlich, dass das FG rechnerisch fehlerhaft von einem Rechnungsbetrag der Y-Ltd. in Höhe von
0,1 % ‑‑statt richtig 1 %‑‑ des Kaufpreises ausgegangen ist. Insofern kann auf den vom FG mit Urteil vom
19.09.2023 - 8 K 8207/20 (EFG 2024, 76; Revision I R 56/23) entschiedenen Parallelfall Bezug genommen werden,
in dem es auch den rechnerisch richtigen Betrag von 1 % des Kaufpreises als der Höhe nach angemessen gewürdigt
hat.


23


4. Allerdings reichen die tatsächlichen Feststellungen des FG nicht aus, um auf Grundlage eines formellen
Fremdvergleichs die Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis zu rechtfertigen.


24


a) Das FG ist zwar rechtsfehlerfrei davon ausgegangen, dass die Y-Ltd. eine der Alleingesellschafterin der Klägerin
nahestehende Person ist und damit die Sonderbedingungen für beherrschende Gesellschafter und diesen
nahestehende Personen Anwendung finden.


25


b) Für die Nichteinhaltung des formellen Fremdvergleichs hat das FG aber letztlich nur darauf abgestellt, dass keine
ausdrückliche Vereinbarung nachgewiesen worden sei und dass der offensichtlich nur konkludent erteilte Auftrag
nicht den Anforderungen an eine klare, eindeutige und im Voraus getroffene Vereinbarung gerecht werde. Dies
reicht schon deshalb nicht aus, weil die konkludente Auftragserteilung von der Klägerin mit der üblichen
Vorgehensweise innerhalb des Konzerns begründet worden ist. Dadurch wären zusätzliche Feststellungen
erforderlich gewesen, weshalb sich bei einer Gesamtwürdigung der Umstände nicht bereits aus der üblichen
Vorgehensweise innerhalb des Konzerns eine ausreichend eindeutige und im Voraus getroffene Vereinbarung
ergibt. Dass diese Kriterien eingehalten worden sind, wäre insbesondere dann denkbar, wenn innerhalb des
Konzerns für sämtliche Grundstücksankäufe jeweils grundsätzlich identische (standardisierte) Regelungen
vereinbart worden wären. Im Übrigen ergibt sich aus den Feststellungen des FG auch kein hinreichender
Anhaltspunkt dafür, zu welchem Zeitpunkt die (konkludente) Vereinbarung getroffen worden ist.


26


5. Die Annahme des FG, der formelle Fremdvergleich unterliege im Streitfall der Sperrwirkung des Art. 9 Abs. 1 DBA-
Zypern 2011, hält einer revisionsrechtlichen Überprüfung ebenfalls nicht stand.


27


a) Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 sieht unter anderem vor, dass dann, wenn ein Unternehmen eines Vertragsstaats
unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des
anderen Vertragsstaats beteiligt ist und die beiden Unternehmen in ihren kaufmännischen oder finanziellen
Beziehungen an vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, die
unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese
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Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens
zugerechnet und besteuert werden dürfen.


Diese Regelung, die mit Art. 9 Abs. 1 des OECD-Musterabkommens (OECD-MustAbk) vergleichbar ist, stellt zwar
keine eigenständige Rechtsgrundlage für Gewinnkorrekturen dar (keine sogenannte self executing-Wirkung),
eröffnet aber den "Rahmen" für entsprechende innerstaatliche Vorschriften. Gleichzeitig kann sie grundsätzlich auch
innerstaatliche Gewinnkorrekturen "sperren", die nicht mit den Maßstäben des "dealing at arm's length"-
Grundsatzes nach Art. 9 Abs. 1 OECD-MustAbk in Einklang stehen (vgl. auch Senatsurteile vom 11.10.2012 -
I R 75/11, BFHE 239, 242, BStBl II 2013, 1046; vom 17.12.2014 - I R 23/13, BFHE 248, 170, BStBl II 2016, 261).


29


b) Das FG ist zu Recht davon ausgegangen, dass der formelle Fremdvergleich nach den Sonderbedingungen für
beherrschende Gesellschafter und ihnen nahestehende Personen durch eine dem Art. 9 Abs. 1 OECD-MustAbk
entsprechende Regelung ‑‑und damit auch durch Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011‑‑ gesperrt wird (Senatsurteile vom
11.10.2012 - I R 75/11, BFHE 239, 242, BStBl II 2013, 1046; vom 17.12.2014 - I R 23/13, BFHE 248, 170, BStBl II
2016, 261).


30


Die Aufgabe der früheren Senatsrechtsprechung zu einer umfassenden Sperrwirkung des Art. 9 Abs. 1 OECD-
MustAbk, soweit nicht nur der Preis betroffen ist (insbesondere durch Senatsurteile vom 09.06.2021 - I R 32/17,
BFHE 273, 475, BStBl II 2023, 686; vom 13.01.2022 - I R 15/21, BFHE 276, 1, BStBl II 2023, 675), hat hieran nichts
geändert (vgl. auch Eigelshoven in Vogel/Lehner, DBA, 7. Aufl., Art. 9 Rz 27; Frotscher in Frotscher/Drüen,
KStG/GewStG/UmwStG, Anhang zu § 8 KStG Rz 32a und 32e; Rasch in Gosch/Kroppen/Grotherr/Kraft, DBA, Art. 9
OECD-MA Rz 35 f. und 38/14; Puls in Schaumburg, Internationales Steuerrecht, 5. Aufl., Rz 21.143; Bärsch/Hillers,
Internationale Steuer-Rundschau 2025, 335, 339; kritisch Wassermeyer/Schwenke/Greil, MA Art. 9 Rz 15 und 163a).
Dies ergibt sich ‑‑zumindest mittelbar‑‑ bereits aus denjenigen Entscheidungen (Senatsurteile vom 27.02.2019 -
I R 51/17, BFHE 264, 292, BStBl II 2020, 440; vom 27.02.2019 - I R 81/17, BFHE 264, 297, BStBl II 2020, 443; vom
19.06.2019 - I R 5/17, BFH/NV 2020, 183; vom 19.06.2019 - I R 54/17, juris), in denen die Begründung des
mittlerweile aufgehobenen (BVerfG-Beschluss vom 04.03.2021 - 2 BvR 1161/19, Höchstrichterliche
Finanzrechtsprechung 2021, 504) Senatsurteils vom 27.02.2019 - I R 73/16 (BFHE 263, 525, BStBl II 2019, 394,
Rz 24 ff.) übernommen worden ist.


31


Die Aufgabe einer umfassenden Sperrwirkung ist dadurch begründet, dass zu den "Bedingungen" im Sinne des Art. 9
Abs. 1 OECD-MustAbk nicht nur der Preis, sondern auch andere Umstände wie zum Beispiel die für ein Darlehen zu
gewährenden Sicherheiten gehören können (Senatsurteil vom 09.06.2021 - I R 32/17, BFHE 273, 475, BStBl II 2023,
686, Rz 27). Die formalen Kriterien stellen dagegen keine "Bedingungen" im Sinne des Art. 9 Abs. 1 OECD-MustAbk
(und damit auch des Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011) dar, an denen die Beteiligten "gebunden" sind, sondern knüpfen
lediglich daran an, in welcher Art und Weise und zu welchem Zeitpunkt solche Bedingungen vereinbart und
tatsächlich umgesetzt worden sind.


32


Dem kann nicht entgegengehalten werden, dass sich aus dem OECD-Musterkommentar 2017 und Tz. 3.14 der
OECD-Verrechnungspreisleitlinien für multinationale Unternehmen und Steuerverwaltungen 2022 ebenfalls
formale Sondererfordernisse ergeben (so Wassermeyer/Schwenke/Greil, MA Art. 9 Rz 163a). Denn die Sperrwirkung
bezieht sich im Ergebnis nur auf die Sonderbedingungen für beherrschende Gesellschafter und ihnen nahestehende
Personen, die auf der Grundlage eines formellen Fremdvergleichs zu einer vGA dem Grunde nach führen. Dies
bedeutet aber nicht, dass formale Kriterien im Rahmen der mit Art. 9 Abs. 1 OECD-MustAbk vergleichbaren
Vorschriften gänzlich unbeachtlich sind. Vielmehr können sie auch in diesem Rahmen ‑‑wenn auch nur mittelbar‑‑
Anhaltspunkte geben, ob und inwieweit die zugrunde liegenden Bedingungen als fremdüblich einzustufen sind.


33


Auch das Senatsurteil vom 13.01.2022 - I R 15/21 (BFHE 276, 1, BStBl II 2023, 675, Rz 27) steht hierzu nicht im
Widerspruch, obwohl in dieser Entscheidung nicht von einer Sperrwirkung ausgegangen wird. Denn die dort
aufgeworfene Frage, ob eine Kapitalüberlassung zwischen verbundenen Unternehmen steuerrechtlich als zeitlich
begrenzte Überlassung von Mitteln (Darlehen) oder ‑‑insbesondere mangels ernstlicher Rückforderungsabsicht‑‑ als
Einlage anzusehen ist, stellt eine dem eigentlichen Fremdvergleich vorgelagerte Prüfungsstufe dar.


34


c) Das FG hat allerdings die Voraussetzungen des Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 rechtsfehlerhaft bejaht. Die
zugrunde liegenden Feststellungen reichen hierfür nicht aus.


35


aa) Zwar ist Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 auch dann anwendbar, wenn ein Unternehmen Einkünfte aus
unbeweglichem Vermögen erzielt, das seinem Betriebsvermögen zuzuordnen ist, aber diese Einkünfte
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abkommensrechtlich unter Art. 6 DBA-Zypern 2011 fallen (vgl. Wassermeyer/Schwenke/Greil, MA Art. 9 Rz 9; Kofler,
Deutsche Steuerjuristische Gesellschaft, Bd. 36, S. 297, 309 f.).


Darüber hinaus hat das FG zu Recht entschieden, dass die Anwendbarkeit des Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 nicht
allein deshalb ausgeschlossen ist, weil die Y-Ltd. die Leistungen im Rahmen ihrer deutschen Zweigniederlassung
erbracht hat und die daraus erzielten Einnahmen abkommensrechtlich ebenfalls dem deutschen Besteuerungsrecht
unterliegen. Denn Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 stellt ausdrücklich (nur) auf zwei Unternehmen der jeweiligen
Vertragsstaaten, nicht aber auf die konkrete Zuordnung der Besteuerungsbefugnisse ab. Insofern ist es ‑‑entgegen
der Rechtsauffassung des FG‑‑ auch unerheblich, dass eine etwaige vGA nach nationalem Recht entlang der
Beteiligungskette zu berücksichtigen wäre und somit die X-Ltd. beträfe (a.A. Falk, EFG 2024, 79, 80).


37


bb) Die bisherigen Feststellungen des FG reichen aber nicht aus, um die Klägerin als Unternehmen im Sinne des
Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 zu qualifizieren.


38


(1) Nach Art. 3 Abs. 1 Buchst. f und g DBA-Zypern 2011 setzt der Unternehmensbegriff eine Geschäftstätigkeit
voraus. Auch wenn eine weitergehende Definition fehlt, wird daraus zumindest deutlich, dass eine rein
vermögensverwaltende Tätigkeit nicht zu einem Unternehmen führen kann (Wassermeyer/Wassermeyer/Drüen, MA
Art. 3 Rz 23). Die nationalen Gewerblichkeitsfiktionen des § 15 Abs. 3 Nr. 2 EStG und des § 8 Abs. 2 KStG finden
insoweit keine Anwendung (Wassermeyer/Wassermeyer/Drüen, MA Art. 3 Rz 23; Wassermeyer/Wassermeyer, MA
Art. 7 Rz 16a und 49; zu § 15 Abs. 3 Nr. 2 EStG auch Senatsurteile vom 28.04.2010 - I R 81/09, BFHE 229, 252, BStBl
II 2014, 754; vom 09.12.2010 - I R 49/09, BFHE 232, 145, BStBl II 2011, 482; BFH-Urteil vom 04.05.2011 -
II R 51/09, BFHE 233, 517, BStBl II 2014, 751; a.A. Pohl in Schönfeld/Ditz, DBA, 3. Aufl., Art. 3 Rz 37).


39


Die Einwendung der Klägerin, der Unternehmensbegriff des Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 sei weiter als in den
übrigen abkommensrechtlichen Regelungen auszulegen, überzeugt nicht. Für eine von Art. 3 Abs. 1 Buchst. f und g
DBA-Zypern 2011 abweichende Auslegung sind aus dem Abkommen keine Anhaltspunkte erkennbar. Vielmehr
sollen die Definitionen des Art. 3 DBA-Zypern 2011 gerade auch eine einheitliche Auslegung innerhalb des
Abkommens sicherstellen.


40


(2) Nach diesen Maßgaben sind auf Grundlage der derzeitigen Feststellungen des FG keine hinreichenden
Anhaltspunkte erkennbar, dass die Klägerin die Voraussetzungen eines Unternehmens im Sinne des Art. 9 Abs. 1
DBA-Zypern 2011 erfüllt. Vielmehr scheint das FG davon auszugehen, dass es sich bei der Klägerin um eine Ein-
Objekt-Gesellschaft handelt, die grundsätzlich Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung erzielt und hierfür die
erweiterte Gewerbesteuerkürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 des Gewerbesteuergesetzes in Anspruch nimmt. Unter
diesen Umständen durfte das FG die Klägerin nicht ohne weitere Feststellungen zur Art der von ihr ausgeübten
Tätigkeiten als abkommensrechtliches Unternehmen qualifizieren.


41


cc) Sollte die Klägerin kein Unternehmen im Sinne des Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 sein, läge die Konstellation
des Streitfalls von vorneherein außerhalb des Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011. Damit käme auch in Bezug auf den
formellen Fremdvergleich nach den Sonderbedingungen für beherrschende Gesellschafter und ihnen nahestehende
Personen keine Sperrwirkung in Betracht, so dass die Klage gegen den Körperschaftsteuerbescheid ‑‑soweit die
übrigen Voraussetzungen einer vGA erfüllt wären‑‑ keinen Erfolg hätte. Denn im Rahmen des dann einschlägigen
Art. 6 DBA-Zypern 2011 richtet sich die Ermittlung des Einkommens nach den innerstaatlichen Vorschriften (Reimer
in Vogel/Lehner, DBA, 7. Aufl., Art. 6 Rz 15) und damit auch nach § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG. Aus Art. 9 Abs. 1 DBA-
Zypern 2011 ergäben sich insofern keine Beschränkungen (a.A. wohl Eigelshoven in Vogel/Lehner, DBA, 7. Aufl.,
Art. 9 Rz 35, der zumindest einen Einfluss auf die Auslegung anderer Verteilungsnormen für möglich hält).


42


6. Aus den vorstehend ausgeführten Gründen folgt, dass das angefochtene Urteil keinen Bestand haben kann,
sondern aufzuheben ist. Die Sache ist nicht spruchreif und daher an das FG zurückzuverweisen, damit es
insbesondere die für die Einordnung als vGA ‑‑und gegebenenfalls die für die Einordnung der Klägerin als
abkommensrechtliches Unternehmen‑‑ erforderlichen Tatsachenfeststellungen nachholen kann. Der Senat weist für
den zweiten Rechtsgang auf Folgendes hin:


43


a) In einem ersten Schritt ist vom FG zu prüfen, ob tatsächlich keine ausreichend eindeutigen und im Vorhinein
vereinbarten Regelungen über die Leistungen der Y-Ltd. im Zusammenhang mit dem Grundstückskauf vorliegen.
Hierbei dürfte es unter anderem darauf ankommen, ob innerhalb des Konzerns für sämtliche Grundstückskäufe
inhaltsgleiche (standardisierte) Regelungen mit der Y-Ltd. vereinbart worden sind oder ob diese Vereinbarungen
zumindest teilweise voneinander abweichen.
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b) In einem zweiten Schritt sind tatsächliche Feststellungen erforderlich, ob die Klägerin als ein Unternehmen im
Sinne des Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 zu qualifizieren ist und dadurch eine Sperrwirkung für die Anwendung der
Sonderbedingungen einer vGA bei beherrschenden Gesellschaftern und ihnen nahestehende Personen eintritt.
Hierbei setzt die Unternehmenseigenschaft der Klägerin nicht voraus, dass auch das erworbene Grundstück zur
Erzielung unternehmerischer Einkünfte verwendet wird. Maßgebend ist nach dem Wortlaut des Art. 9 Abs. 1 DBA-
Zypern 2011 allein, ob die Klägerin durch irgendeine Geschäftstätigkeit im Sinne des Art. 3 Abs. 1 Buchst. f und g
DBA-Zypern 2011 als abkommensrechtliches Unternehmen zu qualifizieren ist.


45


c) Darüber hinaus setzt die Anwendung des Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 Feststellungen voraus, dass die Y-Ltd.
trotz ihrer Zweigniederlassung in Deutschland ein nach Art. 4 Abs. 1 und 3 DBA-Zypern 2011 in Zypern ansässiges
Unternehmen ist. Auf die X-Ltd. kommt es insoweit nicht an, auch wenn sie nach den nationalen Vorschriften
Empfängerin der vGA ist. Denn Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 regelt die Gewinnkorrekturen für diejenigen
Unternehmen, die die maßgeblichen kaufmännischen oder finanziellen Beziehungen unterhalten, das heißt im
Streitfall für die Klägerin und die Y-Ltd.


46


d) Hinsichtlich der Auswirkungen auf den Haftungsbescheid ist zu differenzieren:47


Erfüllen die Klägerin oder die Y-Ltd. nicht die abkommensrechtliche Grundvoraussetzung eines Unternehmens, kann
es von vorneherein nicht zu einer Sperrwirkung des Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 kommen. In diesem Fall müsste
das FG eine umfassende Prüfung des Haftungsbescheids nachholen. Dies hat es ‑‑aus seiner Sicht konsequent‑‑
bisher unterlassen.


48


Kommt es dagegen auf Ebene der Klägerin zu einer Sperrwirkung des Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 in Bezug auf
den formellen Fremdvergleich nach den Sonderbedingungen für beherrschende Gesellschafter und diesen
nahestehende Personen, muss dies auch auf die weiteren Folgen durchschlagen, die das nationale Recht daran
knüpft, das heißt hier auf die Empfängerseite der vGA (§ 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG) sowie auf die
verfahrensrechtliche Umsetzung als vGA über die X-Ltd. mit der X-Ltd. als Steuerschuldnerin der
Kapitalertragsteuer. Dies gilt jedenfalls dann, wenn ‑‑wie im Streitfall‑‑ für alle Beteiligten dasselbe
Doppelbesteuerungsabkommen einschlägig ist.


49


7. Die Übertragung der Kostenentscheidung beruht auf § 143 Abs. 2 FGO.50
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